
Kollektivverträge in 24 europäischen
Ländern 2000-2017:

Ursachen und Veränderungen
des Deckungsgrads

Michael Mesch

1. Einleitung

Kollektivverträge (KV) zählen in drei der vier westeuropäischen Kapita-
lismusvarianten zu den zentralen Institutionen des Sozialmodells. Ge-
meinsam mit der betrieblichen Mitbestimmung durch Betriebsräte sichern
sie den ArbeitnehmerInnen Mitwirkung an der Gestaltung der Lohn- und
Arbeitsbedingungen. Diese Dimensionen der Wirtschaftsdemokratie bil-
den wichtige Elemente des demokratischen politischen Systems in den
Ländern der EU.1

KV haben viele wirtschaftliche, soziale und politische Funktionen,2 und
dies nicht nur für die unselbstständig Beschäftigten und die Gewerkschaf-
ten (Schutz, Verteilung, Interessenartikulation, Partizipation, Verallgemei-
nerung dieser Funktionen), sondern auch für die Arbeitgeber (Wettbe-
werbsordnung, Befriedung, Bereitstellung von Kollektivgütern wie Aus-
und Weiterbildungsprogramme, Senkung der Transaktionskosten). Die
Regelung konfliktträchtiger Fragen der Arbeits-, Lohn- und Sozialpolitik
durch die Sozialpartner entlastet den Staat, trägt zur Legitimität der politi-
schen Ordnung und zum sozialen Frieden bei. Und aus postkeynesiani-
scher Perspektive3 haben überbetriebliche KV wichtige makroökonomi-
sche Funktionen (Steuerung der Lohnentwicklung durch koordinierte
Kollektivverhandlungen,4 produktivitätsorientierte Lohnpolitik,5 Abstim-
mung zwischen Fiskal-, Geld-, Lohn- und Beschäftigungspolitik zugunsten
der gesamtwirtschaftlichen Steuerung, automatische Stabilisatoren, stär-
ker egalitäre Lohnstruktur,6 verbesserte Funktionsfähigkeit der Arbeits-
märkte,7 Begünstigung von High-road-Strategien von Unternehmen und
Volkswirtschaften8 usw.).

Die Verhandlungsebene, institutionelle Unterstützungen der Inklusivität
und Stabilität von überbetrieblichen KV (Allgemeinverbindlicherklärungen
(AVE), Günstigkeitsprinzip usw.), die kollektivvertragliche Deckungsquote
und die Koordinierungskapazität eines Lohnverhandlungssystems (hori-
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zontale und vertikale Koordination) sind entscheidend für die Regelungs-
kapazität und die gesamtwirtschaftliche Steuerungsfähigkeit eines KV-
Systems und damit für dessen makroökonomische Funktionalität.

Trotz der positiven wirtschaftlichen, sozialen und politischen Effekte der
angeführten Funktionen von KV, insbesondere überbetrieblichen KV, ge-
rieten die Kollektivverhandlungssysteme in der EU in den letzten beiden
Jahrzehnten9 unter Druck. ProponentInnen neoliberaler Politik sahen Ge-
werkschaften und KV als „Arbeitsmarktrigiditäten“, welche die Handlungs-
fähigkeit der Unternehmer einschränkten und nachteilig für Beschäfti-
gungs- und Wirtschaftswachstum wären. Mit den Zielen, die Flexibilität der
Arbeitsmärkte zu verstärken und die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der
Unternehmen zu erhöhen, setzten neoliberale PolitikerInnen auf europäi-
scher Ebene und in den Mitgliedstaaten Maßnahmen, um den Deckungs-
grad und die Regelungsdichte v. a. der überbetrieblichen KV zu reduzie-
ren.

Als Nutznießer neoliberaler Politiken waren Arbeitgeber in vielen, wenn-
gleich längst nicht allen Mitgliedsländern bemüht, dezentrale Verhand-
lungssysteme mit geringerer substanzieller Breite durchzusetzen. Diese
Dezentralisierungsbestrebungen von Arbeitgeberseite wurden insbeson-
dere während der Großen Rezession von Regierungen mit neoliberaler
Programmatik und durch die Interventionen der Troika im Bereich der
Lohn- und KV-Politik intensiviert.

Dieser Artikel befasst sich erstens mit den Veränderungen des kollektiv-
vertraglichen Deckungsgrades in sechzehn westeuropäischen Ländern
(14 Ländern aus der Gruppe der EU-15 und zwei Nicht-EU-Ländern: CH
und N) sowie acht Transformationsländern aus dem Kreis der EU-Mit-
gliedsstaaten zwischen 2000 und 2017 und zweitens den wichtigsten
Gründen für die stark unterschiedlichen Entwicklungstendenzen des De-
ckungsgrads (Veränderung des Organisationsgrads der Gewerkschaften,
des Organisationsgrads der Arbeitgeberverbände, der dominanten Ver-
handlungsebene und der Verbreitung von AVE).

2. Die Veränderungen der kollektivvertraglichen
Deckungsquote in den EU-Ländern zwischen 2000 und 2017

Die Reichweite eines nationalen KV-Systems wird anhand der korrigier-
ten Deckungsquote gemessen: Diese ist definiert als der Anteil der von
einem KV erfassten unselbstständig Beschäftigten an der Gesamtzahl der
unselbstständig Beschäftigten in dem jeweiligen Land, korrigiert um Be-
schäftigtengruppen, die von KV-Verhandlungen ausgeschlossen sind (wie
häufig Beschäftigte im öffentlichen Sektor).

Zwei Bemerkungen sind an dieser Stelle angebracht: Die Erste weist da-
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rauf hin, dass die gängige Verwendung von Bestandsgrößen bei der Be-
rechnung der Deckungsquote in bestimmten Fällen zur Überschätzung
der effektiven Reichweite des KV-Systems führt, nämlich dann, wenn –
wie im vieldiskutierten Beispiel Portugals10 – für einen signifikanten Anteil
der Beschäftigten KV gelten, die schon lange nicht mehr erneuert wurden
und deren Lohnstandards daher schon längst keinen Schutz mehr gegen
die zwischenzeitliche Teuerung bieten oder schon gar nicht mehr relevant
sind, weil sie unter dem Niveau des gesetzlichen Mindestlohns liegen. Die
ausschließliche Verwendung von Stromgrößen (d. h. nur der neu abge-
schlossenen KV) zur Berechnung der Deckungsquote stellt keine sinnvol-
le Alternative dar, weil sie die Fortwirkung von nicht erneuerten KV igno-
riert.

Zweitens wird die Reichweite eines KV-Systems unterschätzt, falls Un-
ternehmen, die keinem Branchen-KV angehören, dessen Lohnregelun-
gen imitieren oder sich annähernd an diesem orientieren.11 Beispielsweise
zeigen Addison u. a. (2016), dass 2013 in Deutschland die Hälfte jener Un-
ternehmen, die keinem Branchen-KV unterlagen, sich dennoch an den
Regelungen der betreffenden Branchenvereinbarung orientierte oder die-
selben imitierte.

Während der Organisationsgrad (siehe unten Kap. 3.1) einen der Indika-
toren der potenziellen Verhandlungsstärke (Marktmacht) der Gewerk-
schaften darstellt, misst die kollektivvertragliche Deckungsquote das tat-
sächliche Ausmaß, in dem unselbstständig Beschäftigte von betrieblichen
oder überbetrieblichen Arbeitsregelungen und -bedingungen begünstigt
werden, die von Gewerkschaften auf dem Wege der KV-Verhandlungen
ausgehandelt wurden. Aufgrund von Erga-omnes-Regelungen und AVE
von Branchen-KV (siehe Kap. 3.4) lag die kollektivvertragliche Deckungs-
quote in allen Ländern weit oder sehr weit über dem jeweiligen gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad.

Die wichtigsten Einflussfaktoren auf Niveau und Veränderung der kollek-
tivvertraglichen Deckungsquote in den einzelnen Ländern sind:
Ÿ 1.) der gewerkschaftliche Organisationsgrad und staatliche Organisa-

tionshilfen zugunsten der Gewerkschaften (Gent-System u. a.);
Ÿ 2.) der Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände;
Ÿ 3.) die dominante Ebene der KV-Verhandlungen; und
Ÿ 4.) staatliche Unterstützungsinstitutionen in Bezug auf den Geltungs-

bereich von KV, d. h. gesetzliche Erga-omnes-Regelungen und AVE.
Diese Einflussfaktoren und ihre Wirkungsweisen und Wirkungsintensität

werden im Abschnitt 3 ausführlich behandelt.
Tabelle 1 zeigt die kollektivvertraglichen Deckungsraten in den 24 unter-

suchten Ländern während des Beobachtungszeitraums. Verglichen wer-
den die Situationen im ersten Jahr nach dem Inkrafttreten der dritten Stufe
der Wirtschafts- und Währungsunion (2000), im Jahr vor dem realwirt-

411

46. Jahrgang (2020), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft



schaftlichen Wirksamwerden der Finanz- und Wirtschaftskrise in Europa
(2008), im Jahr nach der Überwindung der zweiten Rezession in der Euro-
zone im Laufe der Wirtschaftskrise (2013) und schließlich im Jahr 2017,
für das die aktuellsten Daten verfügbar sind. Sofort ins Auge stechen so-
wohl die sehr ausgeprägten Niveauunterschiede als auch die großen Dis-
krepanzen hinsichtlich der Veränderung des kollektivvertraglichen De-
ckungsgrads.

Tabelle 1: Korrigierte kollektivvertragliche Deckungsquoten (%)
2000-2017

2000 2008 2013 2017

A 98,0 98,0 98,0 98,0

D 67,8 61,4 57,6 56,0

CH 44,9 44,8 57,2 57,9

NL 81,7 78,6 85,7 77,6

B 96,0 96,0 96,0 96,0

DK 77,7 76,6 80,0 82,0

S 94,0 90,0 89,0 90,0

N 77,0 73,5 72,4 72,5

FIN 85,0 84,7 89,7 89,3

F 93,4 98,0 98,0 98,5

E 92,0 86,4 92,2 83,6

P 78,4 85,9 76,5 73,9

I 80,0 80,0 80,0 80,0

GR 100,0 100,0 63,1 25,5

PL 25,0 18,7 17,7 17,2

CZ 35,3 26,5 33,6 30,4

SK 51,0 40,0 35,0 25,0

H 38,4 22,9 25,5 22,8

SLO 100,0 70,0 65,4 70,9

HR 64,3 49,1 52,8 46,5

RO 100,0 100,0 35,0 23,0

BG 56,3 40,0 28,3 22,9

GB 36,4 33,6 29,5 26,0

IRL 44,2 41,7 40,5 32,5

Quelle: Visser, ICTWSS Database, Version 6.0 (Juni 2019). Variable adjcov.
Korrigierte kollektivvertragliche Deckungsquote = Anteil der unselbstständig Beschäftig-
ten, die von einem Kollektivvertrag erfasst werden, an der Gesamtzahl der unselbstständig
Beschäftigten, korrigiert um Beschäftigtengruppen, die von KV-Verhandlungen ausge-
schlossen sind (in %).
Falls Wert aus dem angegebenen Jahr nicht verfügbar, wird letztverfügbarer Wert aus
einem Vorjahr angegeben. Bulgarien: Wert für Spalte „2000" stammt aus 2002.
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In den Jahren vor der Wirtschaftskrise (2000-2008) erwiesen sich die
meisten der westeuropäischen nationalen Arbeitsbeziehungssysteme als
einigermaßen stabil im Hinblick auf die kollektivvertragliche Abdeckung
der unselbstständig Beschäftigten, während in fast allen (Ausnahme: Ru-
mänien) mittelost- und südosteuropäischen Transformationsländern in
dieser Hinsicht bereits deutliche oder starke Erosionstendenzen zu kon-
statieren waren: In zwei Ländern (F, P) nahm die Deckungsrate im ge-
nannten Zeitraum zu, in acht Ländern blieb sie nahezu unverändert, und in
fünf Ländern ging der Deckungsgrad leicht (d. h. zwischen 1 und 5 PP)
zurück. Die einzigen beiden westeuropäischen Länder, wo die kollektiv-
vertragliche Abdeckung zwischen 2000 und 2008 deutlich fiel (nämlich
zwischen 5 und 10 PP), waren Deutschland und Spanien. Hingegen ver-
ringerte sich der Deckungsgrad in allen Transformationsländern mit Aus-
nahme von Rumänien entweder deutlich (PL, CZ) oder stark, d. h. um
mehr als 10 PP (SK, H, SLO, HR, BG).

Im Jahr 2008 wiesen zehn Länder eine sehr hohe Deckungsquote
(>80%) auf, fünf Länder eine hohe (60-80%), weitere fünf Länder eine mit-
telhohe (40-60%), drei Länder eine niedrige (20-40%) und ein Land (PL)
eine sehr niedrige (<20%). Sehr bemerkenswert ist die Verteilung der Län-
der der fünf Arbeitsbeziehungsregime nach der Höhe der kollektivvertrag-
lichen Deckungsquote: Alle Länder des nordischen Korporatismus, der
mitteleuropäischen Sozialpartnerschaft (mit Ausnahme der Schweiz) und
des mediterranen polarisierten Pluralismus verzeichneten jeweils entwe-
der einen sehr hohen oder hohen Deckungsgrad der KV. Und die mittel-
ost- und südosteuropäischen Transformationsländer streuten in Bezug
auf die Deckungsrate (noch) sehr stark: In Rumänien und Slowenien war
die Deckungsquote sehr hoch bzw. hoch, für die Slowakei, Kroatien und
Bulgarien waren mittelhohe Werte festzustellen, und nur drei Länder
zeichneten sich durch einen niedrigen (CZ, H) oder sehr niedrigen (PL)
Deckungsgrad aus.

Im Zeitraum 2008 bis 2017, also während der Großen Rezession und
den Folgejahren, zeigt sich im Großen und Ganzen ein ähnliches Entwick-
lungsmuster wie in den Jahren vor der Wirtschaftskrise: ein beträchtliches
Maß an Stabilität im Hinblick auf die kollektivvertragliche Abdeckung der
unselbstständig Beschäftigten in mehr als der Hälfte der Länder und deut-
liche oder starke Erosionstendenzen in den übrigen Ländern, wobei sich in
drei Ländern (SK, BG, D) die Erosion des ersten Beobachtungszeitraums
im zweiten fortsetzte. In vier Ländern nahm die Deckungsrate zwischen
2008 und 2017 zu, in neun Ländern blieb sie nahezu unverändert, und in
drei Ländern ging der Deckungsgrad leicht (d. h. zwischen 1 und 5 PP) zu-
rück. Deutliche (Rückgang zwischen 5 und 10 PP) oder starke (Absinken
um mehr als 10 PP) Erosionserscheinungen zeigten sich in diesem Zeit-
abschnitt bereits in fünf westeuropäischen Ländern (D, GB und IRL bzw. P
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und GR). In Griechenland knüpfte die Troika die im Zuge der Finanz- und
Wirtschaftskrise gewährten finanziellen Unterstützungen an die Umset-
zung von sog. „Wirtschaftlichen Anpassungsprogrammen“, die im Bereich
der KV-Politik u. a. die Umkehr des Günstigkeitsprinzips, die Aufkündi-
gung von AVE und die Einschränkung der Nachwirkung auslaufender KV
beinhalteten.12 Der darauf folgende Zusammenbruch des KV-Systems auf
allen Ebenen bewirkte eine unorganisierte Dezentralisierung der Verhand-
lungen und darüber hinaus sogar eine weitgehende Dekollektivierung der
Lohnsetzung,13 womit die kollektivvertragliche Deckungsquote von 100%
auf 26% absackte.

Unter den Transformationsökonomien betraf die starke Erosion zum
einen die Slowakei und Bulgarien, wo sich jeweils der langfristige Reich-
weiteverlust des KV-Systems fortsetzte, und zum anderen Rumänien, wo
die Mitte-rechts-Regierung unter dem Druck der Troika 2011 im Sozialdi-
alogs-Gesetz das Verbot der branchenübergreifenden KV-Verhandlungen
auf nationaler Ebene und u. a. eine Reform der Branchen-KV dekretierte,
wodurch die Deckungsrate von 100% auf 23% (!) abstürzte.14

Von den neun Ländern mit deutlicher oder starker Erosion des kollektiv-
vertraglichen Deckungsgrads zählten vier (GR, RO, P, IRL) zu den von der
Krise besonders betroffenen Staaten, die sich im Gegenzug zur Gewäh-
rung von finanzieller Unterstützung von Seiten der Troika bzw. von EU und
IWF zu weitgehenden staatlichen Interventionen im Bereich der Lohn- und
Kollektivvertragspolitik verpflichteten.

Im Jahr 2017 wiesen nur noch acht Länder eine sehr hohe Deckungs-
quote (>80%) auf und vier eine hohe (60-80%). Drei Länder hatten eine
mittelhohe Deckungsrate (40-60%) und bereits acht eine niedrige (20-
40%). Polen war weiterhin das einzige Land mit einem sehr niedrigen De-
ckungsgrad (<20%).

Infolge der Erosionserscheinungen in einigen Ländern änderte sich
auch die Verteilung der Länder der fünf Arbeitsbeziehungsregime nach
der Höhe der kollektivvertraglichen Deckungsquote deutlich: Nach wie vor
verzeichneten alle Länder des nordischen Korporatismus, aber nur noch
drei von fünf Ländern der mitteleuropäischen Sozialpartnerschaft (Aus-
nahmen D, CH) und nur noch vier von fünf Ländern des mediterranen po-
larisierten Pluralismus (Ausnahme P) jeweils entweder einen sehr hohen
oder hohen Deckungsgrad der KV. Und von den acht mittelost- und süd-
osteuropäischen Transformationsländer zeichneten sich 2017 schon
sechs durch einen niedrigen oder sehr niedrigen Deckungsgrad aus. Die
Ausnahmen bildeten hier Slowenien (71% DQ) und Kroatien (47%).
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3. Wichtige Einflussfaktoren
auf die kollektivvertragliche Deckungsquote

3.1 Gewerkschaftlicher Organisationsgrad

Arbeitgeber werden nur dann abwägen, in ihrem Betrieb bzw. Unterneh-
men in kollektive Lohnverhandlungen einzutreten, wenn dort eine Ge-
werkschaft15 oder u. U. eine andere kollektive Interessenvertretung der
ArbeitnehmerInnen, d. h. ein Betriebsrat oder eine andere Belegschafts-
vertretung, existiert. Ist dies nicht der Fall, können sie die Löhne durch in-
dividuelle Lohnverhandlungen regeln oder – zumindest de facto – einseitig
festsetzen.

Für überbetriebliche KV-Verhandlungen bildet das Bestehen (zumin-
dest) einer Gewerkschaft in der betreffenden Branche oder beruflichen
Domäne eine notwendige Voraussetzung. Starke Gewerkschaften sind in
der Lage, Arbeitgeberverbände dazu zu veranlassen, am Verhandlungs-
tisch für KV-Verhandlungen in der betreffenden Branche Platz zu nehmen.

Und die Umsetzung kollektivvertraglicher Regelungen sowie die Über-
wachung derselben in den Betrieben ist abhängig von einer starken und
kontinuierlichen Präsenz von Gewerkschaften und/oder mit diesen eng
kooperierenden Betriebsräten.16 Auf diese Weise trägt eine feste und fort-
dauernde Verankerung der Gewerkschaften in den Betrieben zur Rege-
lungseffektivität und auch zur Stabilität von überbetrieblichen KV bei.

Der Organisationsgrad ist der wichtigste Indikator für die organisatori-
schen Machtressourcen, die Repräsentativität und die Marktmacht der
Gewerkschaften.17 Der Netto-Organisationsgrad wird definiert als Anteil
der beschäftigten Gewerkschaftsmitglieder an der jeweiligen Gesamtzahl
der unselbstständig Beschäftigten.

Der gewerkschaftliche Organisationsgrad ist nicht nur von den struktu-
rellen und organisatorischen Machtressourcen der Gewerkschaften ab-
hängig, sondern auch von staatlichen Regelungen über den Zugang der
Gewerkschaften zu den Betrieben (1), über die Voraussetzungen der
Gründung von Gewerkschaften (2) und über die Repräsentativität von Ge-
werkschaften als Voraussetzung ihrer Zulassung zu KV-Verhandlungen
(3) als auch von staatlichen Organisationshilfen18 (Gent-System etc.) (4):19

1.)  Der rechtlich (durch Gesetz oder KV) abgesicherte Zugang der Ge-
werkschaften zu den Betrieben gewährleistet diesen den direkten Kontakt
zu den Mitgliedern und den Beschäftigten, die Rekrutierung von neuen
Mitgliedern und das Angebot selektiver Anreize.

2.)  Gesetzliche Regelungen, welche die Bedingungen für die Gründung
einer Gewerkschaft sowie die Repräsentativität von Gewerkschaften als
Voraussetzung für das Recht auf die Führung von KV-Verhandlungen auf
Betriebs- bzw. Branchenebene definieren, können für die Gewerkschaften
entweder institutionelle Machtressourcen darstellen, falls nur administrati-
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ve Hürden für die Gründung einer Betriebsgewerkschaft bestehen und die
Hürden für die Repräsentativität niedrig sind, oder aber gravierende Hin-
dernisse für Gewerkschaften und KV.

3.)  In allen behandelten Ländern waren das Assoziationsrecht der Ge-
werkschaften und deren Recht auf KV-Verhandlungen durch Verfassung
oder Arbeitsgesetze gewährleistet. In einigen Ländern, insbesondere in
jenen mit stark zersplitterter Gewerkschaftsbewegung, hing das Recht auf
Führung bzw. Teilnahme an Betriebs- bzw. Branchen-KV-Verhandlungen
aber von der Erfüllung bestimmter Repräsentativitätskriterien ab. In den
letzten beiden Jahrzehnten wurden diese Kriterien in einigen Ländern ver-
schärft.

Staatliche Regelungen, welche das Monopol der Gewerkschaften auf
den Abschluss von KV aufhoben, standen in vielen Fällen im Zusammen-
hang mit den rezenten Verschlechterungen anderer staatlicher Rahmen-
bedingungen in Bezug auf die Gründung und die Verhandlungsrechte der
Gewerkschaften, waren aber oft auch eine Konsequenz der längerfristi-
gen Schwäche und Einbußen der Gewerkschaften in Bezug auf Organisa-
tionsgrad und betriebliche Präsenz.

4.)  In Belgien, Dänemark, Schweden und Finnland waren die Gewerk-
schaften an der Verwaltung der Arbeitslosenversicherung mitbeteiligt.
Dies stellte für sie eine wichtige Organisationshilfe dar. Das sog. Gent-
System bildete eine wesentliche Voraussetzung für die sehr hohen ge-
werkschaftlichen Organisationsgrade in den vier Ländern. In Dänemark,
Schweden und Finnland bestand keine gesetzliche Arbeitslosenversiche-
rung, sondern jeweils ein freiwilliges Versicherungssystem, organisiert
von gewerkschaftlich verwalteten Kassen. Die Finanzierung des Arbeitslo-
sengeldes erfolgte hauptsächlich über Steuern und Arbeitgeberbeiträge
und nur in geringem Maße über Beiträge der Mitglieder der Versiche-
rungsfonds. Letztere waren also von moderater Höhe. Die Mitgliedschaf-
ten in Gewerkschaft und Arbeitslosenkasse waren in diesen drei nordi-
schen Ländern eng gekoppelt. Im Gegensatz dazu bestand in Belgien
eine gesetzliche Arbeitslosenversicherung, an deren Verwaltung die Ge-
werkschaften beteiligt waren (partielles Gent-System).20

Tabelle 2 präsentiert die gewerkschaftlichen Netto-Organisationsgrade
in den untersuchten 24 europäischen Ländern im Zeitraum 2000 bis 2017.
Auch hier fallen auf den ersten Blick große Niveauunterschiede auf. Zwei-
tens ist zu konstatieren, dass der Organisationsgrad in allen Ländern eine
sinkende Tendenz aufwies. Drittens streuten die Länder im Hinblick auf
das Ausmaß des Rückgangs stark. Und viertens war die fallende Tendenz
des Organisationsgrads sowohl bei den EU-15-Ländern als auch bei den
(seit 2004 beigetretenen) EU-13-Staaten in den Jahren vor der Großen
Rezession (2000-08) stärker ausgeprägt als im Zeitabschnitt 2008 bis
2017.
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Der Rückgang des gewerkschaftlichen Organisationsgrads setzte in den
meisten der EU-15-Länder schon um 1980 ein.21 In den mittelost- und süd-
osteuropäischen Transformationsländern war die Umwandlung der Ge-
werkschaften von Organisationen mit mehr oder weniger zwangsweiser
Mitgliedschaft, die jeweils KP und Staat untergeordnet waren und v. a. ad-
ministrative Funktionen in der Sozial- und Wohlfahrtspolitik innehatten, zu
autonomen Interessenvertretungen der unselbstständig Beschäftigten mit
zahlreichen internen und externen Problemen und Hindernissen konfron-
tiert und daher äußerst schwierig, was an den massiven Mitgliederver-

Tabelle 2: Gewerkschaftlicher Netto-Organisationsgrad (%) 2000-2017

2000 2008 2013 2017

A 36,9 29,6 27,8 26,7

D 24,6 19,0 18,0 16,7

CH 20,2 17,5 18,9 17,6

NL 22,6 19,3 18,2 16,8

B 56,2 54,5 55,1 52,8

DK 73,6 66,2 69,3 67,1

S 81,0 64,6 62,0 62,0

N 53,0 51,6 51,8 51,0

FIN 74,6 69,5 66,3 61,7

F 8,0 7,8 8,1 7,9

E 17,4 17,5 17,9 14,8

P 25,2 20,7 18,8 15,3

I 34,4 33,4 36,8 34,3

GR 27,5 22,6 23,1 20,2

PL 19,9 14,4 12,3 12,3

CZ 27,2 16,9 13,6 12,0

SK 32,3 17,2 13,3 10,7

H 23,8 14,4 11,8 8,5

SLO 44,2 27,3 23,2 20,4

HR 40,0 30,3 28,5 23,9

RO 45,1 32,1 22,1 19,2

BG nv 21,1 20,9 20,9

GB 29,7 27,0 25,4 23,2

IRL 36,0 30,1 30,4 25,5

Quelle: Visser, ICTWSS Database Version 6.0 (Juni 2019). Variable ud.
Gewerkschaftlicher Netto-Organisationsgrad = Anteil der beschäftigten Gewerkschaftsmit-
glieder an der Gesamtzahl der unselbstständig Beschäftigten in %.
Falls Wert aus dem angegebenen Jahr nicht verfügbar, wird letztverfügbarer Wert aus
einem Vorjahr angegeben.
nv = Wert nicht verfügbar.
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lusten, am – bereits in den 1990er-Jahren22 und fortgesetzt in den 2000er-
Jahren – stark sinkenden Organisationsgrad, am niedrigen Deckungsgrad
der KV und am Bedeutungsverlust der tripartiten Wirtschafts- und Sozial-
räte abzulesen ist.23

In den Jahren vor der Großen Rezession (2000-2008) blieb der Organi-
sationsgrad in nur vier von 24 untersuchten Ländern (F, E, I, N) weitge-
hend stabil. In allen anderen entwickelte er sich in stark unterschiedlichem
Maße rückläufig: Leichte Verluste (bis 5 Prozentpunkte) waren für 5 Län-
der zu verzeichnen, starke Verluste (5-10 PP) für 7 Länder und sehr hohe
Verluste (mehr als 10 PP) für 6 Länder. Die höchsten Einbußen in ihrer
Reichweite erlitten die Gewerkschaften Sloweniens (-17 PP), der Slowa-
kei (–15 PP) und Schwedens (–16 PP).

2008 erreichten die Gewerkschaften der vier mit dem Genter System
ausgestatteten Länder (B, DK, S, FIN) und jene Norwegens einen Organi-
sationsgrad über 50%. In weiteren fünf Ländern lag der Organisationsgrad
jeweils um die oder etwas über der 30%-Marke (A, I, HR, RO, IRL). In der
Mehrzahl der Länder (11, darunter D, CH) waren jeweils zwischen 15 und
30% der unselbstständig Beschäftigten gewerkschaftlich organisiert.
Unter der 15%-Marke befand sich der Organisationsgrad in drei Ländern
(F, PL, H).

Während der Großen Rezession und in den Folgejahren (2008-2017)
waren die relativen Mitgliederverluste der Gewerkschaften in den 24 un-
tersuchten Ländern wie gesagt im Durchschnitt weniger ausgeprägt als in
den Jahren vor 2008: In 9 Ländern (darunter A, D, CH) blieb der Organisa-
tionsgrad in diesem Zeitabschnitt im Wesentlichen stabil, und in den ande-
ren 15 Staaten wies der Organisationsgrad jeweils eine leichte Abnahme
(bis 5 PP) auf. Dem ist allerdings hinzuzufügen, dass sich in 6 von 8 Trans-
formationsländern die sinkende Tendenz der relativen Mitgliederreichwei-
te der Gewerkschaften fortsetzte und nur in 2 dieser Staaten (BG, PL) eine
gewisse Stabilisierung – auf allerdings niedrigem bzw. sehr niedrigem Ni-
veau – erfolgte.

Die Ursachen für den fortgesetzten Rückgang des gewerkschaftlichen
Organisationsgrads sind vielfältig.24 Dabei sind sowohl strukturelle Fakto-
ren als auch politische Entscheidungen zu berücksichtigen:

* Die sektorale Tertiärisierung der Beschäftigung und die innere Tertiäri-
sierung des sachgüterproduzierenden Sektors gingen mit der Auflösung
der industriellen Arbeitermilieus einher.

* Im Finanzkapitalismus dominieren die Interessen des Finanzkapitals
gegenüber jenen des Realkapitals und jenen der Lohnabhängigen. Die
weltweit operierenden Konzerne befinden sich im strategischen Vorteil ge-
genüber den nach wie vor nur national oder höchstens regional (EU-weit)
kooperierenden Gewerkschaften. Shareholder-Value-Orientierung, Glo-
balisierung, Standortverlagerungen, vertikale Desintegration von Kon-
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zernstrukturen, intermediatisierte internationale Wertschöpfungsketten,25

Auslagerungen und andere Segmentierungsstrategien gegenüber den Ar-
beitskräften etc. untergraben die Produktionsmacht der Lohnabhängigen.

* Die neoliberale Ausrichtung der Wirtschaftspolitik in der EU trug ent-
scheidend zum Anstieg der Arbeitslosenrate und zur Verfestigung der
Massenarbeitslosigkeit bei: Deregulierung und Flexibilisierung der Ar-
beitsmärkte hatten eine starke Zunahme des Anteils der atypischen Be-
schäftigung und von prekären Beschäftigungsverhältnissen zur Folge.26

Hinzu kam die aktivierende Arbeitsmarktpolitik, die ein Absinken des Re-
servationslohns bewirkte.

* Der niedrigere und in vielen Fällen rückläufige Organisationsgrad von
Jüngeren und die Schwierigkeiten, im expandierenden Dienstleistungs-
sektor, in den KMU und unter den atypisch Beschäftigten Mitglieder zu ge-
winnen und zu halten, waren und sind gravierende Schwächen von euro-
päischen Gewerkschaften. Unmittelbare Folgen davon waren das hohe
und steigende Durchschnittsalter der Gewerkschaftsmitglieder und der
zunehmende Anteil der Beschäftigten des öffentlichen Sektors unter die-
sen.27

* Die steigende Lohnungleichheit wirkte sich nachteilig auf die Anreize
zur Gewerkschaftsmitgliedschaft aus: Unselbstständig Beschäftigte in
den obersten Lohndezilen verließen Gewerkschaften bzw. traten diesen
nicht bei, weil sie deren Schutz nicht zu benötigen meinten. Und Arbeite-
rInnen und Angestellte in den untersten Lohndezilen unterließen den Bei-
tritt bzw. traten aus, weil sie die Gewerkschaften als ineffektiv ansahen,
und dies insbesondere dann, wenn es darum ginge, die eigene relative
Lohnposition zu verbessern.28

* Unter neoliberaler Wirtschaftspolitik hatten es Gewerkschaften viel
schwerer, die Teilhabe der ArbeitnehmerInnen am Produktivitätsfortschritt
zu sichern.29 In vielen Ländern blieb die Reallohnentwicklung mittelfristig
hinter dem Fortschritt der Arbeitsproduktivität zurück.30

* Während der Großen Rezession legte die wirtschaftspolitische Steue-
rung der EU einseitigen Fokus auf Austerität, neoliberal ausgerichtete
Strukturreformen, vor allem bezüglich der Arbeitsmärkte, und preisliche
Wettbewerbsfähigkeit. In besonders zugespitzter Weise betraf diese Fo-
kussierung die neun finanziell von der Troika bzw. vom IWF und der EU
unterstützten Länder. Im Hinblick auf die Bekämpfung der makroökonomi-
schen Ungleichgewichte innerhalb der EU wurde diesen Ländern eine
Strategie der inneren Abwertung diktiert, die deflationär wirkte und die
Schulden-, Wachstums- und Beschäftigungsprobleme verschlimmerte.31

Neun von der Krise besonders betroffene EU-Länder mussten finanziel-
le Unterstützungen von der Troika (EU, EZB, IWF) bzw. von EU und IWF in
Anspruch nehmen (GR, CY, I, E, P, RO, H, LV, IRL). Im Gegenzug ver-
pflichteten sich diese Länder zu fiskal-, lohn-, sozial- und arbeitsmarktpoli-

419

46. Jahrgang (2020), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft



tischen Maßnahmenpaketen je unterschiedlicher Zusammensetzung: v.
a. zur Durchführung weitreichender Haushaltsreformen und Austeritäts-
programme, zu umfassenden Reformen im Bereich des Arbeitsmarkts
und der sozialen Sicherung32 sowie zur Umsetzung einer inneren Abwer-
tung, welche lohnpolitische Interventionen des Staates und Änderungen
des Kollektivverhandlungssystems beinhaltete.33

Die tiefgreifenden Veränderungen in den nationalen Kollektivverhand-
lungssystemen, welche diese Vereinbarungen enthielten, kamen durch
ein – mehr oder weniger intensives – Zusammenwirken von Akteuren in
den betreffenden Ländern (v. a. auf der Arbeitgeberseite und in neoliberal-
konservativen Regierungen, entsprachen doch die Veränderungen viel-
fach lange gehegten Forderungen derselben) und den unterstützenden In-
stitutionen zustande, wobei die Initiative oft von der Troika ausging.

Hinsichtlich Lohn- und Kollektivvertragspolitik enthielten die Vereinba-
rungen u. a.:
Ÿ Veränderungen der gesetzlichen Grundlagen des KV-Systems, wel-

che auf Dezentralisierung der KV-Verhandlungen und generell die De-
Kollektivierung und Deregulierung der Lohnfindung hinausliefen;34

Ÿ Verschärfungen im Hinblick auf die Kriterien der Errichtung von
Betriebsgewerkschaften

Ÿ und die Kriterien der Repräsentativität von Gewerkschaften als Vor-
aussetzung für die Kollektivvertragsfähigkeit auf Betriebs- bzw. Bran-
chenebene.

Ein Beispiel für eine institutionelle Regelung, welche die Gründung von
Betriebsgewerkschaften extrem erschwerte und damit die potenzielle
Reichweite von Betriebs- oder Unternehmens-KV massiv einschränkte, ist
das bereits erwähnte rumänische Sozialdialogs-Gesetz von 2011: Wäh-
rend früher 15 ArbeitnehmerInnen in einer Branche oder in einem Beruf für
die Gründung einer Branchen- bzw. Berufsgewerkschaft ausgereicht hat-
ten, waren nach Inkrafttreten15 ArbeitnehmerInnen in einem Betrieb erfor-
derlich. Dies stellte insofern eine enorme Hürde dar, als etwa 90% der ru-
mänischen Unternehmen Mikrofirmen mit weniger als zehn Beschäftigten
waren.35

In den letzten beiden Jahrzehnten wurden Repräsentativitätskriterien in
einigen Ländern verschärft. Gemäß dem rumänischen Sozialdialogs-Ge-
setz von 2011 beispielsweise galt eine Betriebsgewerkschaft nur dann als
repräsentativ und infolgedessen kollektivvertragsfähig, wenn sie mehr als
die Hälfte der Belegschaft als Mitglieder hatte; davor war diese Schwelle
bei einem Drittel der Belegschaft gelegen.36

In sechs Ländern (F, E, P, GR, H, RO) wurde Betriebsräten bzw. nicht-
gewerkschaftlichen Belegschaftsvertretungen das Recht auf Abschluss
von Betriebs-KV gewährt. In all diesen Fällen ging die Aufhebung des Kol-
lektivverhandlungsmonopols der Gewerkschaften mit anderen staatlichen
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Maßnahmen einher, welche der Dezentralisierung der KV-Verhandlungen
auf die Betriebs- bzw. Unternehmensebene Vorschub leisten sollten.37

* Während in Belgien und Finnland die Gent-Systeme unverändert blie-
ben, richteten sich in Dänemark und Schweden Angriffe neoliberaler Re-
gierungen gegen die dortigen Gent-Systeme, um auf diese Weise die insti-
tutionellen Machtressourcen der Gewerkschaften zu schwächen:38

In Schweden setzte die rechte Koalitionsregierung unter Ministerpräsi-
dent Reinfeldt (Moderate) dabei 2006 bei der Änderung des Finanzie-
rungsmodus an: Die Umstellung auf eine wesentlich stärkere Finanzie-
rung des Arbeitslosengelds über die Mitgliedsbeiträge sorgte dafür, dass
sich diese z. T. vervierfachten. Weiters wurden diese Beiträge an die bran-
chenweise Arbeitslosenrate gekoppelt, was insgesamt eine extrem re-
gressive Beitragsstruktur zeitigte. Infolge der Beitragserhöhungen verlie-
ßen viele ArbeitnehmerInnen die Arbeitslosenkassen – und damit die
Gewerkschaften. Zwischen 2006 und 2008 verloren die schwedischen
Gewerkschaften rd. 8% ihrer Mitglieder. Die höchsten Einbußen verzeich-
neten Gewerkschaften in Niedriglohnbranchen und solchen mit hohen An-
teilen atypischer Beschäftigung (bspw. Hotel- und Gaststättengewerbe).

In Dänemark setzte die rechte Koalitionsregierung unter Ministerpräsi-
dent Rasmussen (Venstre) 2001 auf die Zulassung branchenübergreifen-
der Arbeitslosenkassen. Diese erwiesen sich als Einfallstor für „alternati-
ve“ (eig. gelbe) Gewerkschaften, die nicht der Arbeiterbewegung zugehö-
rig waren, häufig arbeitgeberfreundliche Positionen vertraten und in offe-
ner Konkurrenz zu den etablierten Gewerkschaften standen. Weil sie
keine finanziellen Mittel für Kollektivverhandlungen, Arbeitskonflikte etc.
benötigten, konnten die Alternativen in den neuen Kassen die Arbeitslo-
senversicherung zu deutliche niedrigeren Preisen anbieten als die ande-
ren Gewerkschaften in den Branchenfonds. Die signifikant geringeren Mit-
gliedsbeiträge veranlassten viele BezieherInnen niedriger Einkommen,
die der LO angehörenden Arbeitergewerkschaften zu verlassen und zu
den alternativen Gewerkschaften zu wechseln. Die LO verlor zwischen
2000 und 2015 über 320.000 Mitglieder, während die Alternativen über
180.000 gewannen. Die Reform verstärkte also erheblich die Anreize zum
Trittbrettfahrerverhalten gegenüber jenen Gewerkschaften, welche über
Kollektivverhandlungen wichtige Verbesserungen für die unselbstständig
Beschäftigten erstritten.

Der starke Rückgang des gewerkschaftlichen Organisationsgrads in den
meisten Transformationsländern zog ein Absinken der Zahl der Unterneh-
mens-KV und damit auch ein Fallen des Deckungsgrads der KV nach
sich.39 Infolgedessen stieg in nicht wenigen Wirtschaftsbereichen das Ri-
siko einer Spaltung in einen gewerkschaftlich organisierten Sektor mit kol-
lektivvertraglich geregelten Löhnen und einen unorganisierten Sektor mit
niedrigeren Löhnen. In einer derartigen Lage hatten Unternehmen im or-

421

46. Jahrgang (2020), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft



ganisierten Sektor einen Anreiz, auf einen Antigewerkschaftskurs umzu-
schwenken, d. h. von gelegentlichen oder wiederholten Kollektivverhand-
lungen abzugehen und zu konfliktbereitem Verhalten (contestation in der
Diktion von Crouch [1993]) überzugehen.40 Im ungünstigsten Fall drohte
die Gefahr einer Abwärtsspirale: Sinkender Organisationsgrad bedeutete
unter den Bedingungen von Unternehmens-KV fallenden Deckungsgrad,
was wiederum die Gewerkschaften schwächte, usw. Auch die Bereitschaft
von Arbeitgebern zur Verbandsmitgliedschaft verringerte sich unter die-
sen Umständen.

Viele europäische Gewerkschaften setzten als Antwort auf den sinken-
den Organisationsgrad teils umfassende Revitalisierungsstrategien um.
Diese beinhalteten v. a. innovative und intensive Bemühungen um die
Stärkung der organisatorischen und gesellschaftlichen Machtressourcen.
Auf diese Weise gelang es nicht wenigen Gewerkschaften, die Mitglieder-
zahl zu erhöhen bzw. deren Rückgang erheblich zu verlangsamen.41

2017 übertrafen weiterhin nur die Gewerkschaften in den vier Ländern
des Genter Systems und in Norwegen hinsichtlich ihres Organisationsgra-
des die 50%-Marke. Im Intervall zwischen 30 und 50% befand sich nur
noch Italien. In mehr als der Hälfte der untersuchten Länder (13, darunter
A, D, CH) lag der gewerkschaftliche Organisationsgrad jeweils zwischen
15 und 30%. Und die Staatengruppe mit einer sehr niedrigen relativen Mit-
gliederreichweite der Gewerkschaften (unter 15%) umfasste 2017 bereits
fünf Länder (neben F, PL, H auch CZ und SK).

Auf welche Weisen beeinflusst der gewerkschaftliche Organisations-
grad den kollektivvertraglichen Deckungsgrad, und wie ausgeprägt ist der
Zusammenhang zwischen beiden? Gewerkschaften und ihre strukturellen
und organisatorischen Machtressourcen sind zum einen direkte Einfluss-
faktoren in Bezug auf den Deckungsgrad, und zum anderen nehmen sie
auf mehrfache Weise indirekten Einfluss auf diesen:

Auf Betriebsebene bildet – in nahezu allen Fällen – die Existenz einer
ausreichend mit Machtressourcen ausgestatteten Gewerkschaft die Vor-
aussetzung für den Abschluss eines KV, und auf überbetrieblicher Ebene
jedenfalls. Je stärker in dezentralen Verhandlungssystemen die organisa-
torischen Machtressourcen von Unternehmensgewerkschaften sind, ge-
messen am jeweiligen Organisationsgrad, desto eher gelingt es ihnen,
den Arbeitgeber zu einem Abschluss eines Betriebs- oder Unternehmens-
KV zu bewegen. In diesen Ländern hängt der kollektivvertragliche Dec-
kungsgrad also stark und überwiegend vom gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrad ab:42 „In single-employer bargaining, union presence at compa-
ny level is a key factor determining coverage.“43

Die indirekten Kanäle des Einflusses von Gewerkschaften und ihren
strukturellen und organisatorischen Machtressourcen in Bezug auf den
kollektivvertraglichen Deckungsgrad sind folgende:
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Ÿ Die Erweiterung des Geltungsbereichs eines KV durch gesetzlich fest-
gelegte Außenseiterwirkung desselben (Erga-omnes-Regelung)
beruht auf dem Bestehen eines von einer Gewerkschaft unterzeichne-
ten KV. Gleiches gilt in Bezug auf das Verhalten von Arbeitgebern, die
den Nicht-Gewerkschaftsmitgliedern unter ihren Beschäftigten freiwil-
lig die kollektivvertraglichen Regelungen gewähren (De-facto-Außen-
seiterwirkung).

ŸMeist bewegt erst die überbetriebliche Interessenvertretung durch aus-
reichend mit organisatorischen Machtressourcen ausgestattete Gewerk-
schaften Firmen dazu, sich zu Arbeitgeberverbänden zu formieren.

Ÿ Das Zustandekommen von überbetrieblichen KV ist erstens abhängig
von der Existenz von Arbeitgeberverbänden, denen ein Verhand-
lungsmandat für Kollektivverhandlungen erteilt worden ist. Und nur
wenn die Gewerkschaften auf Branchenebene über ausreichende
Machtressourcen verfügen, werden mandatierte Arbeitgeberver-
bände auch zum Abschluss eines KV bereit sein.

Abbildung 1: Der Zusammenhang zwischen gewerkschaftlichem
Netto-Organisationsgrad und kollektivvertraglicher Deckungsquote
2017

Quelle: siehe Tabellen 1 und 2.
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Ÿ Gesetzliche AVE knüpfen an Branchen-KV an, setzen also deren
Existenz voraus und erweitern deren Geltungsbereich.

Gewerkschaften mit ausreichenden strukturellen und organisatorischen
Machtressourcen sind somit notwendige Faktoren bezüglich des kollektiv-
vertraglichen Deckungsgrades, aber nicht hinreichend für die Erzielung
einer hohen Deckungsquote. Nur im Zusammenwirken mit anderen Fakto-
ren, nämlich mit staatlichen Organisationshilfen (Gent-System u. a.) und/
oder mit den erwähnten indirekten Einflussfaktoren (Erga-omnes-Rege-
lungen, mandatierte und abschlusswillige Arbeitgeberverbände, überbe-
triebliche Kollektivverhandlungen, Allgemeinverbindlichkeitsmechanis-
men), für deren Zustandekommen das Bestehen von Gewerkschaften, die
über ausreichende strukturelle und organisatorische Machtressourcen
verfügen, erforderlich ist, können mittelhohe, hohe oder sehr hohe kollek-
tivvertragliche Deckungsquoten erreicht werden.

Abbildung 1 zeigt den Zusammenhang zwischen gewerkschaftlichem
Netto-Organisationsgrad und korrigierter kollektivvertraglicher Deckungs-
quote im Jahr 2017. Drei Beobachtungen stechen hervor:

1.)  Die Korrelation ist deutlich positiv, wie der Neigung der Trendgera-
den entnommen werden kann.

2.)  In allen 24 Ländern lag der kollektivvertragliche Deckungsgrad über
dem gewerkschaftlichen Organisationsgrad. Dementsprechend befindet
sich keiner der Punkte unter der Diagonale.

3.)  In der Mehrzahl der Länder war der Deckungsgrad der KV viel höher
als der Organisationsgrad der Gewerkschaften. Deshalb liegen die meis-
ten Länderpunkte weit oder sehr weit oberhalb der Diagonale.

In der positiven bzw. sehr hohen Differenz zwischen Deckungsgrad und
Organisationsgrad kommt die große Bedeutung der erläuterten indirekten
Einflussfaktoren des Letzteren auf den Ersteren zum Ausdruck.

In vielen Ländern leistete nur eine Minderheit der unselbstständig Be-
schäftigten einen Mitgliedsbeitrag für eine Gewerkschaft, aber ein hoher
Anteil der ArbeitnehmerInnen kam in den Genuss der Vorteile kollektivver-
traglicher Regelungen, die von den Gewerkschaften ausgehandelt wur-
den, ohne sich an den beträchtlichen Transaktionskosten zu beteiligen –
legte also Trittbrettfahrerverhalten an den Tag. Mit Abstand am höchsten
war die Differenz zwischen kollektivvertraglicher Deckungsquote und ge-
werkschaftlichem Organisationsgrad in Frankreich (2017 90,6 Prozent-
punkte).

3.2 Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände

Bei der großen Mehrheit der umfassenden Unternehmensverbände in
den EU-15-Ländern handelte es sich um gemischte Verbände.44 Diese
vertraten zum einen die Arbeitsmarktinteressen ihrer Mitglieder gegen-
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über dem Staat und den Gewerkschaften, zum anderen Produktmarktin-
teressen gegenüber dem Staat.

Entscheidend dafür, dass die Vertretung von Arbeitsmarktinteressen ge-
genüber den Gewerkschaften von umfassenden Unternehmensverbän-
den (und nicht von speziellen) wahrgenommen wurde, war der Zusam-
menhang zwischen Verbandsdomäne und der Erstellung von öffentlichen
Gütern: Erstens galt der strategische Imperativ, dass ein Arbeitgeber-
dachverband mindestens so viele Arbeitsmarktsegmente abdeckte wie
der Kontrahent auf der Gewerkschaftsseite. Und zweitens erforderten KV-
Verhandlungen auf der Branchenebene einen hohen Ressourceneinsatz
(Expertenstab, Fonds für den Konfliktfall usw.).

Die Steuerungskapazität der Unternehmensverbände war freilich ziem-
lich beschränkt: Manche Großunternehmen verfügten über wesentlich
mehr Ressourcen als der umfassende Unternehmensverband, dem sie
angehörten. Von einer organisatorischen Autonomie umfassender Unter-
nehmensverbände in Relation zu ihren wichtigsten Mitgliedern, den Groß-
unternehmen, konnte also keine Rede sein.

Trotz dieser strukturellen Grenze der Steuerungskapazität von Unter-
nehmensverbänden waren dieselben und viele Gewerkschaften imstan-
de, die Verantwortung für regulierende Funktionen im Bereich des Arbeits-
markts zu übernehmen, und zwar dank rechtlicher Vorkehrungen, welche
die Befolgung der Vereinbarungsinhalte durch die Verbandsmitglieder si-
cherstellten. Zu nennen sind hier die rechtliche Durchsetzbarkeit von KV,
Friedenspflichten und Mechanismen der Allgemeinverbindlichkeit. Letzte-
re schufen in den betreffenden Branchen Anreize für (größere) Unterneh-
men, einem Arbeitgeberverband beizutreten, um die verbandliche Strate-
gie, die Verhandlungsziele und die Ergebnisse der Verhandlungen über
einen Branchen-KV, dem sie jedenfalls unterliegen würden, zu beeinflus-
sen. Empirische Studien bestätigen die eindeutig positive Korrelation zwi-
schen der Verbreitung von AVE und dem arbeitgeberverbandlichen Orga-
nisationsgrad.45 Extensionen begünstigten nicht nur die Formierung und
den Organisationsgrad von Arbeitgeberverbänden sowie deren Steue-
rungskapazität, sondern auch den Fortbestand von Branchen-KV.

Der Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände eines Landes wird defi-
niert als Anteil der unselbstständig Beschäftigten in Unternehmen des pri-
vaten Sektors, welche diesen Verbänden angehören.

Tabelle 3 enthält die Organisationsgrade der Arbeitgeberverbände in den
untersuchten Ländern zwischen 2000 und 2017. Erstens fallen wie bezüg-
lich des gewerkschaftlichen Organisationsgrads große Niveauunterschie-
de auf. Zweitens waren die Entwicklungstendenzen in den EU-15-Ländern
sehr unterschiedlich. Während in den Jahren vor der Großen Rezession
der Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände in der Mehrzahl dieser
Länder stieg oder zumindest stabil blieb, ist für die Jahre seit 2008 in den
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meisten westeuropäischen Ländern ein Rückgang zu konstatieren. In den
Transformationsländern fiel drittens die relative Mitgliedschaft in Arbeitge-
berverbänden seit der Großen Rezession z. T. deutlich, ausgehend von
einem zumeist (erheblich) niedrigeren Niveau als in den EU-15-Ländern.

2008 übertraf der arbeitgeberverbandliche Organisationsgrad noch in
allen EU-15-Ländern mit Ausnahmen von Großbritannien und Griechen-
land die 50%-Marke. In den Transformationsländern hingegen fehlten in
vielen Branchen überhaupt Arbeitgeberverbände. Und dort, wo sie be-
standen, waren sie häufig nicht mit einem Mandat für überbetriebliche Kol-
lektivverhandlungen ausgestattet und legten eine ablehnende Haltung ge-
genüber Branchen-KV an den Tag, waren schwach und fragmentiert.
Lediglich in Slowenien und Kroatien erreichten die Arbeitgeberverbände
jeweils noch einen Organisationsgrad um die 50%. In Slowenien hatte sich
der Organisationsgrad allerdings infolge der Aufhebung der gesetzlichen
Mitgliedschaft in der Wirtschaftskammer im Jahr 2006 durch die neolibera-
le Regierung Janša halbiert.46

Zwischen 2008 und 2017 wiesen nur die Arbeitgeberverbände in Norwe-
gen, Schweden, Österreich, Belgien und den Niederlanden einen steigen-
den oder stabilen Organisationsgrad auf, in allen übrigen Fällen sank der
Erfassungsgrad, und dies z. T. stark. Am höchsten war der Rückgang in
Deutschland (20 PP). In einigen Ländern war die Erosion der Mitglied-
schaft begleitet von einer partiellen Abkehr der Arbeitgeberverbände von
überbetrieblichen KV (bspw. in D) bzw. hatte überhaupt eine Verweige-
rungshaltung gegen KV schlechthin zu Folge, wie etwa in Großbritannien,
wo viele neue Unternehmen den Gewerkschaften die Anerkennung für
Kollektivverhandlungen vorenthielten.47 In Griechenland und Irland hatten
die von der Troika initiierten lohnpolitischen Interventionen ein massiv sin-
kendes Interesse von Unternehmen an der Mitgliedschaft in einem Arbeit-
geberverband zur Folge. Brandl und Lehr (2016) argumentieren, dass der
geringere Rückgang des arbeitgeberverbandlichen Organisationsgrads
im Vergleich zu jenem der Gewerkschaften darauf zurückgeführt werden
kann, dass die umfassenden Unternehmensverbände ihre organisatori-
sche Struktur und ihre Aktivitäten, insbesondere ihre selektiven Anreize,
erfolgreich den geänderten Erfordernissen angepasst hätten.

2017 verzeichneten nur noch 8 von 14 westeuropäischen Ländern, für
welche Daten vorliegen, einen arbeitgeberverbandlichen Organisations-
grad von über 50%. In 5 von 8 Transformationsländern erreichten die Ar-
beitgeberverbände einen Erfassungsgrad von etwa 30% oder mehr (HR,
SLO, CZ [2013], SK, BG), in den übrigen lag er bei oder unter 20%.

Historisch ist ein enger Zusammenhang zwischen den Organisations-
und Zentralisierungsbestrebungen sowie -erfolgen von Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbänden zu konstatieren. Es waren in den meisten eu-
ropäischen Ländern erst die überlokalen und in der Folge überregionalen
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Tabelle 3: Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände 2000-2017 (%)

2000 2008 2013 2017

A 100,0 100,0 100,0 100,0

D 63,2 63,0 43,0 43,0

CH 37,0 nv nv nv

NL 80,0 82,0 82,0 82,0

B 72,0 76,0 76,0 75,0

DK 54,1 59,5 53,0 53,0

S 75,0 80,0 80,0 82,0

N 54,0 54,1 59,3 62,5

FIN 58,0 66,0 65,0 61,7

F 71,0 nv 40,0 40,0

E 72,0 75,0 nv nv

P nv nv 34,0 34,0

I 65,0 60,0 51,0 51,0

GR nv 43,7 25,0 25,0

PL nv nv 9,0 9,0

CZ 35,0 35,0 41,4 nv

SK nv 29,2 35,6 33,0

H nv 40,0 21,0 21,0

SLO 100,0 55,0 44,0 44,0

HR nv 50,0 46,0 46,0

RO nv nv 12,0 12,0

BG nv 41,0 29,0 29,0

GB 54,0 35,0 28,0 28,0

IRL 39,0 56,0 33,0 33,0

Quelle: ICTWSS Database Version 6.0 (Juni 2019). Variable EDpriv.
Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände = Anteil der unselbstständig Beschäftigten in
Unternehmen des privaten Sektors, die einem Arbeitgeberverband angehören, an der
Gesamtzahl der unselbstständig Beschäftigten im privaten Sektor (in %).
Falls Wert aus dem angegebenen Jahr nicht verfügbar, wird letztverfügbarer Wert aus
einem Vorjahr angegeben.
Belgien: Wert für Spalte „2000“ stammt aus 2009.
Daten für CZ, E: ICTWSS Database Version 5.1 (September 2016).
Tschechien: Wert für Spalte „2000“ stammt aus 2002.
Spanien: Wert für Spalte „2000“ stammt aus 2002.

Organisationserfolge und Verbandsstrukturen der Gewerkschaften in
einer Branche sowie die Errichtung branchenübergreifender Dachverbän-
de, welche den Unternehmern überhaupt den Anlass boten, sich zu bran-
chenspezifischen Arbeitgeberverbänden und in der Folge zu branchen-
übergreifenden Dachorganisationen zu formieren: „(E)mployers do not
have to bother to organize qua employers unless and until labour does.“48
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In einigen Fällen hatten sich Unternehmer freilich bereits vor der Existenz
von Gewerkschaften zu Produzentenverbänden zusammengeschlossen,
die dann ihre Aktivitäten als umfassende Unternehmensverbände in den
Bereich ihrer Arbeitsmarktinteressen ausweiteten.

Abbildung 2: Gewerkschaftlicher Netto-Organisationsgrad (%) und
Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände (%) 2017

Quelle: siehe Tab. 2 und 3.

Abbildung 2 stellt den gewerkschaftlichen Netto-Organisationsgrad (ho-
rizontale Achse) dem Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände (verti-
kale Achse) im Jahr 2017 gegenüber. Wie die Trendgerade zeigt, bestand
zwischen dem Organisationsgrad der Gewerkschaften und jenem der Ar-
beitgeberverbände ein sehr deutlich positiver Zusammenhang:
ŸWo die Gewerkschaften einen besonders hohen Organisationsgrad

erreichten (DK, S, FIN, B, N), galt das auch für die Arbeitgeberseite.
Ausschlaggebend war hier der bereits angeführte, für beide Seiten
geltende strategische Imperativ, dass ein Dachverband mindestens
so viele Arbeitsmarktsegmente abdeckt wie der Kontrahent auf der
anderen Seite.
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ŸWo die Gewerkschaften schwach organisiert waren, bestanden für
Unternehmungen geringere Anreize, sich einem umfassenden Unter-
nehmensverband anzuschließen.

Der Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände war also im Durch-
schnitt rund doppelt so hoch wie jener der Gewerkschaften. Der wichtigste
Erklärungsfaktor für diese hohe Diskrepanz ist die bereits erwähnte Tatsa-
che, dass die meisten der umfassenden Unternehmensverbände ge-
mischte Verbände waren, also sowohl als Arbeitgeberverband also auch
als Produzentenverband fungierten.

Abbildung 3 zeigt den Konnex zwischen arbeitgeberverbandlichem Or-
ganisationsgrad und korrigierter kollektivvertraglicher Deckungsquote im
Jahr 2017. Aus der Neigung der Trendgeraden kann geschlossen werden,
dass der Konnex ein stark positiver war.

Abbildung 3: Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände (%) und
korrigierte kollektivvertragliche Deckungsquote (%) 2017

Quelle: siehe Tab. 1 und 3.

Ausschlaggebend dafür waren zumeist (Ausnahme Österreich) mehrere
indirekte Zusammenhänge:
Ÿ Eine hohe Deckungsquote wurde in jenen Ländern erzielt, wo überbe-

triebliche KV, zumeist Branchenabkommen, die Regel waren. Und
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überbetriebliche KV-Verhandlungen setzten die Existenz von Arbeit-
geberverbänden voraus, die mit einem Mandat für Verhandlungen mit
den Gewerkschaften ausgestattet waren, über eine ausreichende
organisatorische Reichweite verfügten und an einer gemeinsamen
Arbeitsmarktregulierung interessiert waren.

Ÿ Das Bestehen eines Branchen-KV wiederum bildete die Vorausset-
zung für die Anwendung von gesetzlichen Extensionsmechanismen:
In fast allen der EU-15-Länder (Ausnahmen A, NL) übertraf die kollek-
tivvertragliche Deckungsquote den Organisationsgrad der Arbeitge-
berverbände. Der Hauptgrund für die Diskrepanz lag in der Existenz
von Allgemeinverbindlichregelungen auf gesetzlicher Grundlage,
wodurch Branchen-KV auch für jene Unternehmen einer Branche Gül-
tigkeit erlangten, die nicht einem abschließenden Arbeitgeberverband
angehörten.

Ÿ Arbeitgeber, die einem Branchen-KV unterlagen, hatten ein Interesse
daran, sicherzustellen, dass diese Vereinbarung für alle unselbststän-
dig Beschäftigten der betreffenden Branche, also auch die Nicht-
Gewerkschaftsmitglieder, galt, um nicht einen Anreiz für den Beitritt zu
einer Gewerkschaft zu schaffen.49

Ÿ Von implementierten Extensionsmechanismen wiederum gingen an
nicht organisierte größere Unternehmen Anreize aus, einem Arbeitge-
berverband beizutreten, um in der Folge Einfluss auf die Verhandlungs-
ziele, die Verhandlungsführung und die Vereinbarungen zu nehmen,
denen sie aufgrund der Extension jedenfalls unterliegen würden.

Wie aus Abbildung 3 hervorgeht, zeichneten sich die meisten EU-15-
Länder (Ausnahmen F, GB, IRL, GR) durch einen mittleren oder hohen ar-
beitgeberverbandlichen Organisationsgrad und eine mittleren oder hohen
kollektivvertraglichen Deckungsgrad aus. Die extreme Ausnahme stellte
Frankreich dar, wo 2017 die stärkste Abweichung zwischen Deckungs-
quote und arbeitgeberverbandlichem Organisationsgrad bestand (58,5
PP). In den Transformationsländern mit Ausnahme Sloweniens gingen
eine niedrige organisatorische Reichweite der Arbeitgeberverbände und
ein niedriger Deckungsgrad Hand in Hand.

3.3 Verhandlungsebene

Tabelle 4 zeigt die in Bezug auf den kollektiven Deckungsgrad je domi-
nante Ebene der KV-Verhandlungen in den 24 Ländern während des Be-
obachtungszeitraums 2000-2017. Dabei gilt eine Verhandlungsebene als
„dominant“, wenn sie für zumindest zwei Drittel der gesamtwirtschaftlichen
Deckungsquote der KV verantwortlich ist. Die Werteskala des Indikators
„Verhandlungszentralisierung“ der ICTWSS Database, Version 6.0 (Vis-
ser 2019) umfasst fünf Werte (siehe Erläuterungen zu Tab. 4).
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Tabelle 4: In Bezug auf Abdeckungsgrad dominante Ebene
der kollektiven Lohnverhandlungen 2000-2017

2000 2008 2013 2017

A 3 3 3 3

D 3 3 3 3

CH 3 3 3 3

NL 3 3 3 3

B 5 5 4 4

DK 3 3 3 3

S 3 3 3 3

N 5 3 5 5

FIN 3 3 5 5

F 3 3 3 3

E 3 3 3 3

P 3 3 3 3

I 3 3 3 3

GR 4 5 2 2

PL 1 1 1 1

CZ 1 1 1 1

SK 4 3 2 2

H 1 1 1 1

SLO 4 4 3 3

HR 2 2 2 2

RO 4 4 1 1

BG 3 2 2 2

GB 1 1 1 1

IRL 5 5 1 1

Quelle: Visser, ICTWSS Database Version 6.0 (Juni 2019). Variable Level-I.
In Bezug auf Abdeckungsgrad dominante Ebene der kollektiven Lohnverhandlungen.
Eine Verhandlungsebene gilt als dominant, wenn sie für zumindest zwei Drittel der gesamt-
wirtschaftlichen Deckungsquote der KV verantwortlich ist.
Eine Verhandlungsebene hat mittlere Bedeutung, wenn sie für mehr als ein Drittel, aber für
weniger als zwei Drittel der gesamtwirtschaftlichen Deckungsquote verantwortlich ist.
Fünfstufige Werteskala der Verhandlungszentralisierung:
5 = zentrale Verhandlungen oder branchenübergreifende Verhandlungen dominant;
4 = mittlere Bedeutung von zentralen Verhandlungen und Branchenverhandlungen;
3 = Verhandlungen auf Branchenebene dominant;
2 = mittlere Bedeutung von Verhandlungen auf Branchenebene und Verhandlungen auf
Unternehmensebene;
1 = Verhandlungen auf Unternehmens- bzw. Betriebsebene dominant.

Angemerkt sei an dieser Stelle, dass die dominante Verhandlungsebene
im Hinblick auf die Deckungsquote nicht unbedingt jene ist, welche den
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stärksten Einfluss auf die Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen
ausübt.

In Bezug auf die Verhandlungszentralisierung, deren Beurteilung auf der
hinsichtlich der Deckungsquote dominanten kollektivvertraglichen Ver-
handlungsebene beruht, bestand, wie Tabelle 4 zu entnehmen ist, eine
große Kluft zwischen den EU-15 und den Transformationsländern.

2000 und 2008 waren in allen EU-15-Ländern (außer GB) sowie in Nor-
wegen und der Schweiz überbetriebliche KV-Verhandlungen (zumeist
Branchen-KV-Verhandlungen, in wenigen Fällen – Belgien, Norwegen,
Irland, Griechenland – branchenübergreifende Verhandlungen) domi-
nant.50

Auch 2017 dominierten in der großen Mehrheit der Länder Westeuropas
überbetriebliche KV-Verhandlungen. Der Kreis der Länder, welche Aus-
nahmen bildeten, erweiterte sich allerdings auf drei: Infolge der lohnpoliti-
schen Interventionen der Troika während der Großen Rezession erfolgte
in Irland und Griechenland jeweils eine weitgehende Dezentralisierung
der KV-Verhandlungen auf die Unternehmensebene. In Griechenland
waren vor der Wirtschaftskrise die nationalen Rahmenabkommen jeweils
in Hunderten Branchen- und Berufs-KV konkretisiert worden. Bereits bis
2013 waren die meisten davon gekündigt worden. In der Folge stieg die
Anzahl der Unternehmens-KV sprunghaft an, von denen allerdings nur
eine Minderheit von Gewerkschaften abgeschlossen wurde.51 Insgesamt
ist von einem Prozess der Dekollektivierung der Lohnsetzung zu spre-
chen, der sich in einem drastischen Fallen des Deckungsgrades nieder-
schlug.52 In Irland bestanden überbetriebliche KV nur noch in der Bauwirt-
schaft und in Teilen der Hotellerie.53

Unter den Transformationsländern dominierten vor der Wirtschaftskrise
in fünf von acht Staaten dezentrale Verhandlungen oder hatten Unterneh-
mensverhandlungen und Branchenverhandlungen jeweils eine mittlere
Bedeutung. Im Zuge der Großen Rezession setzte sich die unorganisierte
Dezentralisierung in der Tschechischen Republik, der Slowakei und Bul-
garien fort.54 „In Bulgaria, Croatia and Slovakia bargaining tends to vary
between industry and company, with the latter being increasingly influenti-
al.“55 In Rumänien fanden seit dem Verbot von branchenübergreifenden
KV auf nationaler Ebene und der Reform der Branchen-KV durch das So-
zialdialogs-Gesetz von 2011 keine Branchenverhandlungen mehr statt.
Es gelangten lediglich überbetriebliche KV für einige Unternehmensgrup-
pen zum Abschluss.56

Slowenien war 2017 das einzige Transformationsland, wo Branchenver-
handlungen dominierten.57 Im Gefolge der Aufhebung der gesetzlichen
Mitgliedschaft in der Wirtschaftskammer 2006 begann ein Prozess der
mehr oder weniger organisierten Dezentralisierung der KV-Verhandlun-
gen. 2008 wurde das letzte branchenübergreifende Abkommen für den
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privatwirtschaftlichen Sektor abgeschlossen.58 Seither war dort die Bran-
che die wichtigste Verhandlungsebene.

Abbildung 4: Dominante Ebene der kollektiven Lohnverhandlungen
und korrigierte kollektivvertragliche Deckungsquote (%) 2017

Quelle: siehe Tab. 1 und 4.

Der Abschluss eines Branchen-KV (bzw. eines branchenübergreifenden
Vertrags) setzt die Existenz einer zentralisierten (überbetrieblichen) Ge-
werkschaft mit ausreichendem Organisationsgrad und eines mandatierten
Arbeitgeberverbands mit ausreichender organisatorischer Reichweite vor-
aus, und Branchen-KV bilden wiederum die Voraussetzungen für AVE.
Aus diesen Gründen besteht, wie aus Abbildung 4 hervorgeht, ein sehr
enger positiver Zusammenhang zwischen der Verhandlungsebene und
der kollektivvertraglichen Deckungsquote: „(T)he level of bargaining (na-
tional, sectoral, or enterprise) is the single most important predictor of bar-
gaining coverage.“59

Den Tabellen 1 und 4 ist zu entnehmen, dass 2017 ein kollektivvertragli-
cher Deckungsgrad von über 50% nur in jenen Ländern erreicht wurde, wo
überbetriebliche KV dominant waren, wo also in Bezug auf die Verhand-
lungszentralisierung die Indikatorwerte 3 (Branchenverhandlungen domi-
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nant), 4 (jeweils mittlere Bedeutung von Branchen- und branchenübergrei-
fenden Verhandlungen: Belgien) oder 5 (branchenübergreifende Ver-
handlungen dominant: Norwegen) festzustellen sind.60

Unter jenen europäischen Ländern, wo Unternehmens-KV in Bezug auf
den kollektivvertraglichen Deckungsgrad dominierten, lag nur in der
Tschechischen Republik und in Irland die Deckungsquote bei etwa 30%,
sonst z. T. deutlich darunter.61 Auf der Grundlage von dezentralisierten
KV-Verhandlungen war also allenfalls ein niedriger (20-40%), aber keines-
falls ein mittelhoher kollektivvertraglicher Deckungsgrad (40-60%) zu er-
reichen, welcher einen signifikanten Einfluss auf die jeweiligen Lohn- und
Arbeitsbedingungen gewährleistet.

Dort, wo überbetriebliche KV-Systeme zusammenbrachen und von Ver-
handlungen auf Unternehmens- oder Betriebsebene ersetzt wurden, sank
die kollektivvertragliche Deckungsquote teils dramatisch, weil weniger Un-
ternehmen sich dazu entschieden, die Gewerkschaften anzuerkennen
und KV abzuschließen.62 Auf das dann bestehende Risiko der Spaltung
der betreffenden Wirtschaftsbereiche in einen gewerkschaftlich organi-
sierten Sektor mit kollektivvertraglich geregelten Löhnen und einen unor-
ganisierten Sektor mit niedrigeren Löhnen und die daraus resultierende
Gefahr einer sich selbst verstärkenden Abwärtsspirale kollektiver Lohnre-
gelung wurde oben bereits hingewiesen. Eine derartige Tendenz hat zur
Folge, dass viele ArbeitnehmerInnen, die eine kollektive Interessenvertre-
tung wünschen, ihre Präferenz nicht (mehr) realisieren können.63

Die drastischen Auswirkungen einer Zerschlagung der Branchen-KV
hatten sich ab 1979 schon in Großbritannien gezeigt. Während der Gro-
ßen Rezession stellten sie sich in Rumänien und Griechenland ein, wo die
Interventionen im Bereich der Arbeitsbeziehungsinstitutionen v. a. auf die
Beseitigung überbetrieblicher KV abzielten.

3.4 Gesetzliche Außenseiterregelungen
und Allgemeinverbindlicherklärungen

Die Reichweite von KV-Systemen hängt nicht nur vom Organisations-
grad der involvierten Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, für deren
Mitglieder die Vereinbarungen unmittelbar Gültigkeit haben, sowie von der
Verhandlungsebene (Betrieb, Unternehmen, Beruf, Branche, branchen-
übergreifender Wirtschaftsbereich, regional oder national) ab, sondern
auch von gesetzlichen Erweiterungen des Geltungsbereichs auf Arbeit-
nehmerInnen und Unternehmen, die nicht einem der vertragsschließen-
den Verbände angehören, nämlich von Außenseiterregelungen (Erga-
omnes-Regelungen) bzw. AVE.

Gesetzliche Erga-omnes-Regelungen erweitern den Geltungsbereich
kollektivvertraglicher Bestimmungen auf die Nicht-Gewerkschaftsmitglie-
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der unter den ArbeitnehmerInnen von unterzeichnenden Arbeitgebern
bzw. Arbeitgeberverbänden. Die Praxis zeigt, dass auch in jenen Ländern,
wo keine gesetzliche Außenseiterregelung bestand, die vertragsangehöri-
gen Unternehmen die kollektivvertraglichen Bestimmungen meist allen Ar-
beitnehmerInnen freiwillig zugestanden.

Gesetzliche Außenseiterregelungen zielen darauf ab, opportunistisches
Verhalten zu unterbinden: Vertragsangehörige Unternehmen werden
daran gehindert, sich durch die Einstellung nicht gewerkschaftlich organi-
sierter ArbeitnehmerInnen den kollektivvertraglichen Regelungen partiell
zu entziehen. Gleichzeitig erhöhen sie die Fairness, verhindern beleg-
schaftsinterne Konflikte wegen abweichender Lohn- und Gehaltsbedin-
gungen für gleichwertige Arbeit und tragen zum sozialen Frieden in den
Betrieben bei.64 Ferner reduzieren sie die Verwaltungskosten und die
Transaktionskosten der Unternehmen. Eine Gleichbehandlung von orga-
nisierten und nicht organisierten ArbeitnehmerInnen liegt schließlich auch
deshalb im Interesse der Arbeitgeber, weil sie ansonsten einen erhebli-
chen Anreiz zum Gewerkschaftsbeitritt bieten würden. Aus gewerkschaft-
licher Perspektive stehen den positiven Auswirkungen von Erga-omnes-
Regelungen somit verstärkte Anreize zum Trittbrettfahren gegenüber.

Gesetzliche AVE erstrecken die Gültigkeit von KV für eine Branche oder
einen größeren Wirtschaftsbereich auch auf die unselbstständig Beschäf-
tigten der nicht den unterzeichnenden Arbeitgeberverbänden angehören-
den Unternehmen des betreffenden Wirtschaftsbereichs.

AVE können nur in jenen Wirtschaftsbereichen zur Anwendung gelan-
gen, wo Branchen-KV oder branchenübergreifende KV als institutionelle
Anknüpfungspunkte existieren. In dezentralisierten KV-Systemen mit aus-
schließlich Betriebs- oder Unternehmens-KV sind AVE also nicht möglich.
Darüber hinaus war die Anwendung einer AVE in den verschiedenen Län-
dern an unterschiedliche Voraussetzungen gebunden, die mehr oder we-
niger anspruchsvoll waren:65

Ÿ 1.) Repräsentativitätskriterien nehmen entweder auf die Deckungs-
quote des Branchen-KV, auf die unterzeichnenden Gewerkschaften,
die signierenden Arbeitgeberverbände oder beide Bezug. Bei der
Festlegung einer Mindestschwelle für den Deckungsgrad (meist 50%)
werden alle ArbeitnehmerInnen der vertragsgebundenen Unterneh-
men unabhängig von ihrer Gewerkschaftsmitgliedschaft berücksich-
tigt. Indikator für die Repräsentativität von Gewerkschaften kann der
Organisationsgrad, eine Mitgliederzahl oder das Ergebnis einer
Betriebsratswahl sein, jener von Arbeitgeberverbänden der Organisa-
tionsgrad oder ein bestimmter Anteil an der Gesamtzahl der Unter-
nehmen der betreffenden Branche.

Ÿ 2.) Zum Antrag berechtigt kann eine KV-Partei oder können beide
Parteien gemeinsam sein oder der Staat.
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Ÿ 3.) Öffentliches Interesse: In Deutschland, in der Schweiz, den Nie-
derlanden, Portugal (bis 2017) und Kroatien bestand jeweils ein eher
unspezifisches politisches Kriterium als Voraussetzung:66 Eine Exten-
sion musste im „öffentlichen Interesse“ liegen bzw. durfte diesem nicht
zuwiderlaufen. In Irland hatte das Gericht, welches eine Extension
beschloss, die potenziellen Auswirkungen auf Beschäftigung und
Wettbewerbsfähigkeit zu prüfen. In Deutschland konnte ab 2015 eine
Extension auch mit dem Bestehen eines sozialen Notstands begrün-
det werden. In Portugal musste ab 2017 ein inklusives Kriterium
berücksichtigt werden, nämlich das konstitutionell verankerte Prinzip
„gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit“.

Die Entscheidung über die Allgemeinverbindlicherklärung traf entweder
die Regierung (meistens der/die Arbeitsminister/in), eine unabhängige
(Finnland) oder dreiseitige (Schweiz) Kommission oder ein Gericht (Ir-
land).

3.4.1 Verbreitung von Erga-omnes-Regelungen
und Allgemeinverbindlicherklärungen

Gesetzliche Erga-omnes-Regelungen bestanden in der Mehrzahl der
untersuchten Länder. In der Schweiz boten Firmen, die einem Branchen-
KV angehörten, denjenigen Beschäftigten, die nicht Gewerkschaftsmit-
glied waren, die Option der Anwendung der kollektivvertraglichen Rege-
lungen unter der Voraussetzung der Leistung eines Solidaritätsbeitrags.
Keine gesetzliche Verankerung der Außenseiterwirkung kollektivvertrag-
licher Regelungen gab es u. a. in Deutschland und Schweden. In der Pra-
xis wendeten allerdings auch die meisten vertragsangehörigen Unterneh-
men in jenen Ländern, wo keine gesetzliche Erga-omnes-Regelung exis-
tierte, die kollektivvertraglichen Bestimmungen für alle ArbeitnehmerInnen
an (De-facto-Außenseiterwirkung).67

Die Kriterien, welche die Voraussetzungen für die Anwendung von AVE
bilden, und die Häufigkeit der Anwendung entscheiden über die Reichwei-
te von Extensionen. In Bezug auf die Existenz sowie die Häufigkeit und
Verbreitung der Anwendung von gesetzlichen AVE können gemäß OECD
(2017) vier Ländergruppen unterschieden werden:68

Ÿ Länder mit häufiger und verbreiteter Anwendung waren die Nieder-
lande, die Schweiz, Finnland, Spanien und Slowenien (mit relativ
anspruchsvollen Kriterien) sowie Belgien und Frankreich (mit relativ
weniger anspruchsvollen Kriterien). Dieser Gruppe sind außerdem die
beiden Länder mit funktionalen Äquivalenten zuzuordnen: Österreich
(gesetzliche Mitgliedschaft in den Wirtschaftskammern)69 und Italien.
Die italienische Verfassung garantierte jedem unselbstständig Be-
schäftigten das Recht auf ein „faires Entgelt“. Dabei wurde in Streitfäl-
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len vor den Arbeitsgerichten i. d. R. den Entscheidungen der jeweilige
kollektivvertragliche Lohn zugrunde gelegt.

Ÿ Länder mit seltener und beschränkter Anwendung waren Deutsch-
land, Norwegen, Portugal, die Tschechische Republik, die Slowakei,
Kroatien, Bulgarien und Irland.

Ÿ Länder, wo die AVE-Anwendung kaum vorkam, waren Griechenland,
Polen, Ungarn und Rumänien.

Ÿ Großbritannien, Dänemark und Schweden waren jene Länder, wo
keine gesetzlichen Allgemeinverbindlichkeitsregelungen existierten.

3.4.2 Veränderungen der Kriterien
für Allgemeinverbindlicherklärungen

Die Eingriffe in den Institutionen der nationalen KV-Systeme, welche
Troika und nationale Regierungen während der Großen Rezession vor-
nahmen, richteten sich insbesondere auch gegen AVE, wie anhand eini-
ger Beispiele gezeigt werden soll:

In Griechenland wurde durch die politisch erzwungene Dezentralisie-
rung der KV-Verhandlungen die Funktionslogik der Extensionen weitge-
hend unterminiert: Wo es keine überbetrieblichen KV gibt, können AVE
nicht zur Anwendung gelangen.

In Rumänien beseitigte das 2011 unter dem Druck der Troika von der
Mitte-rechts-Regierung Boc per Dekret (und unter Umgehung des Parla-
ments) verfügte Sozialdialogs-Gesetz die branchenübergreifenden KV,
ersetzte die Branchen-KV durch sog. sektorale KV, die nur dann gültig
waren, wenn mehr als 50% der Beschäftigten innerhalb des Sektors für
Unternehmen arbeiteten, die Mitglieder eines zeichnenden Verbands
waren, und schaffte die automatische Allgemeinverbindlichkeit von KV ab,
welche gemeinsam mit Erga-omnes-Klauseln für die Ausweitung der Gel-
tung von Branchen-KV auf alle ArbeitnehmerInnen der betreffenden Bran-
chen gesorgt hatten.70 Die kollektivvertragliche Deckungsquote fiel von
100% 2008 auf 35% 2013 (Tab. 1).

In Portugal wurden die Kriterien für Extensionen seit Beginn der Wirt-
schaftskrise mehrmals verändert, und dies in unterschiedliche Richtun-
gen, je nachdem, ob das politische Ziel der jeweiligen Regierung die Ein-
schränkung oder Förderung der Reichweite der KV war. Bis 2011 wurden
AVE quasi automatisch gewährt: Das Arbeitsministerium erklärte Bran-
chen-KV allgemeinverbindlich, wenn die zeichnenden Kollektivvertrags-
parteien einen entsprechenden Antrag einbrachten. Andere Kriterien be-
standen nicht.71 2011 drohte dem Staat der finanzielle Kollaps. Im
Gegenzug zu einem von der Troika finanzierten Hilfsprogramm verpflich-
tete sich die Mitte-rechts-Regierung im Rahmen eines Memorandum of
Understanding zu Austeritätsmaßnahmen und zu deregulierenden und
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flexibilisierenden Reformen der Arbeitsbeziehungen. Im Hinblick auf die
Demontage des bisherigen Systems der Arbeitsbeziehungen stimmten
die Ziele des Memorandum und jene der Mitte-rechts-Regierung weitge-
hend überein. Im Jahre 2011 wurden keine Allgemeinverbindlichkeits-Ver-
ordnungen mehr erlassen, und 2012 wurde eine 50%-Repräsentativitäts-
schwelle in Bezug auf den Organisationsgrad der unterzeichnenden
Arbeitgeberverbände als Voraussetzung für eine AVE eingeführt. Rasch
reduzierte sich die Anzahl der Extensionen stark. Infolgedessen und
wegen des schweren Wirtschaftseinbruchs verringerten sich die Anreize
für Arbeitgeberverbände, Branchen-KV abzuschließen, drastisch. Der An-
teil der ArbeitnehmerInnen, die von einem neu verhandelten KV erfasst
wurden, fiel von 52% 2010 auf jeweils unter 10% 2013 und 2014. Die Re-
gierung reagierte auf die Kritik von allen KV-Parteien, indem sie 2014 die
Repräsentativitätsschwelle senkte (30% Organisationsgrad der unter-
zeichnenden Arbeitgeberverbände im Bereich der KMU). Zwischen 2013
und 2017 stieg die Zahl der AVE wieder von 9 auf 84 an – 2000-2010
waren es allerdings im Durchschnitt noch 113 p. a. gewesen. Die ab No-
vember 2015 regierende Mitte-links-Regierung Costa verfolgte eine ganz
andere Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Lohnpolitik. Sie schaffte die beste-
henden Repräsentativitätskriterien ab und erhob die Einhaltung des Prin-
zips „gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit“ zur Voraussetzung der An-
wendung von gesetzlichen Extensionen.72

Maßnahmen, welche Extensionen erleichtern sollten, wurden u. a. auch
in den Niederlanden, in Deutschland, Norwegen, der Schweiz und Bulga-
rien gesetzt – mit unterschiedlichem Erfolg.73

In Slowenien schaffte die neoliberale Regierung Janša 2006 die gesetz-
liche Mitgliedschaft in der Wirtschaftskammer GZS ab, womit ein funktio-
nales Äquivalent für eine generelle gesetzliche AVE verschwand. Im sel-
ben Jahr erfolgte eine Novellierung des Kollektivvertragsgesetzes, welche
die Möglichkeit der AVE von KV einführte. „Demzufolge kann auf Antrag
einer der beiden Kollektivvertragsseiten ein Branchenkollektivvertrag vom
Arbeitsminister dann für allgemeinverbindlich erklärt werden, wenn die
Vertragspartei(en) auf Arbeitgeberseite (zusammen) Betriebe mit über
50% der Gesamtbeschäftigung in der Branche organisiert bzw. organisie-
ren. Diese Möglichkeit verhinderte ein allzu drastisches Absacken der kol-
lektivvertraglichen Deckungsquote in Slowenien nach 2006.“74

3.4.3 Auswirkungen auf die kollektivvertragliche Deckungsquote

In jenen Ländern, wo staatliche Unterstützungen des KV-Systems in
Form von Erga-omnes-Regelungen und/oder AVE bestanden, welche die
Reichweite der KV erhöhten und das KV-System stabilisierten, waren
diese mit ausschlaggebend dafür, dass der Deckungsgrad der KV höher
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bzw. viel höher war als der gewerkschaftliche Organisationsgrad und dass
der Deckungsgrad i. d. R. deutlich weniger zurückging als der Organisa-
tionsgrad der Gewerkschaften. Ausnahmen bildeten jene Länder, wo sich
die dominante Verhandlungsebene änderte, sich von der Branche auf die
Unternehmen verlagerte.

In jenen nationalen KV-Systemen, wo dezentrale Verhandlungen domi-
nierten, konnten gesetzliche Erga-omnes-Regelungen bzw. von den Ar-
beitgebern freiwillig zugestandene Außenseiterwirkung dazu beitragen,
dass die kollektivvertragliche Deckungsquote den gewerkschaftlichen Or-
ganisationsgrad signifikant übertraf und in einigen Fällen mittleres Niveau
(über 40%) erreichte.

Nur in jenen Ländern, wo überbetriebliche KV dominierten, konnten so-
wohl Erga-omnes-Regelungen (de jure oder de facto) als auch gesetzliche
AVE zur Anwendung gelangen. Dort, wo dies der Fall war, leisteten sie
einen wesentlichen Beitrag dazu, dass die kollektivvertragliche Deckungs-
quote viel höher bzw. mehrheitlich sehr viel höher lag als der gewerk-
schaftliche Organisationsgrad und zumeist ein hohes (>60%) oder sehr
hohes (>80%) Niveau erreichte. In vielen dieser Länder mit überbetriebli-
chen KV blieb trotz sinkendem gewerkschaftlichem Organisationsgrad
und erheblichen Machtverschiebungen in den Arbeitsbeziehungen der
Deckungsgrad aufgrund der gesetzlichen Extensionsmechanismen relativ
stabil. Zu einer entsprechenden Schlussfolgerung gelangten auch zu Be-
ginn der 2000er-Jahre Traxler et al. (2001, S. 194ff) und zu Beginn der
2010er-Jahre Schulten (2012, S. 485, 491ff).

Hingegen zeigte sich dort, wo eine Verschärfung der Kriterien bezüglich
der Anwendung von Extensionen stattfand und AVE geringere Anwen-
dung fanden, dass dies zu einer erheblichen Verringerung des kollektiv-
vertraglichen Deckungsgrads führen konnte. Besonders ausgeprägt war
der Rückgang der Deckungsquote dort, wo sich die dominante Verhand-
lungsebene der KV von der Branche auf die Unternehmen verschob, wo-
durch eine Anwendung von gesetzlicher Extension nicht mehr möglich
war.75

4. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

4.1 Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse

Ausschlaggebend für das Niveau des kollektivvertraglichen Deckungs-
grads ist in erster Linie die Verhandlungsebene: „(T)he level of bargaining
… is the single-most important predictor of bargaining coverage.“ Dieses
Resultat der Untersuchung von Visser (2017, S. 6) wird durch die aktuelle-
ren Daten dieser Studie bestätigt. Keines der nationalen KV-Systeme, in
denen die Unternehmensebene in Bezug auf die Deckungsquote domi-
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nierte, erreichte 2017 einen kollektivvertraglichen Deckungsgrad von
50%. In den meisten Ländern mit Dominanz dezentraler KV-Verhandlun-
gen lag der Deckungsgrad zwischen 20 und 30%.

Hingegen erreichten alle nationalen KV-Systeme, wo überbetriebliche KV
– zumeist Branchen-KV – dominierten, eine Deckungsquote über 50%.
Branchen-KV setzen hinreichend zentralisierte Gewerkschaften und die
Existenz von Arbeitgeberverbänden voraus, die mit einem Mandat für KV-
Verhandlungen ausgestattet und willens sind, für eine gemeinsame Arbeits-
marktregulierung zu sorgen. Die Anwendung einer AVE, welche vom Be-
stehen eines Branchenkollektivvertrags im betreffenden Wirtschaftsbereich
abhängt, kann deren Geltungsbereich erheblich erweitern und trägt damit
wesentlich zur Stabilisierung von überbetrieblichen KV-Systemen bei.

Die Auswertung der hier zugrunde liegenden Daten für die 24 europäi-
schen Länder zeigt, dass ein kollektivvertraglicher Deckungsgrad von
über 50% auf zweierlei Weise erreicht werden konnte:76

Ÿ durch überbetriebliche KV in Verbindung mit Erga-omnes-Regelun-
gen (de jure oder de facto) und AVE (bzw. funktionalen Äquivalenten).
In der Mehrzahl der betreffenden Länder bestand diese Kombination
von Institutionen.

Ÿ durch überbetriebliche KV in Verbindung mit einem hohen Organisa-
tionsgrad der Gewerkschaften, wie in Dänemark und Schweden. Der
hohe gewerkschaftliche Organisationsgrad in diesen beiden Ländern
beruhte allerdings auch auf staatlichen Organisationshilfen, vor allem
dem Gent-System.

Bereits vor zwei Jahrzehnten gelangten Traxler et al. (2001, S. 203) zu
sehr ähnlichen Schlussfolgerungen im Hinblick auf die institutionellen Vor-
aussetzungen für das Erzielen einer Deckungsquote über 50%. Da mittler-
weile die organisatorischen Machtressourcen der Gewerkschaften abnah-
men und insbesondere die sinkende Tendenz des Organisationsgrads
anhielt (Tab. 2), lässt sich ableiten, dass die Bedeutung staatlicher Unter-
stützungen für die überbetrieblichen KV (AVE, Günstigkeitsprinzip, nied-
rigschwellige Repräsentativitätskriterien für partizipierende Verbände als
Voraussetzungen für den Abschluss von Branchen-KV, jeweils auf ge-
setzlicher Grundlage) und staatliche Organisationshilfen zugunsten von
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden für das Erreichen eines
hohen kollektivvertraglichen Deckungsgrades zunahm.

Nationale KV-Systeme, wo ein besonders hoher Rückgang des De-
ckungsgrads stattfand, waren folglich nicht überraschend jene, wo staatli-
che Maßnahmen
Ÿ die überbetrieblichen KV untergruben (v. a. durch Aufhebung oder

Umkehr des Günstigkeitsprinzips, Verschärfung der Repräsentativi-
tätskriterien für abschließende Verbände) oder sogar abschafften;77

Ÿ AVE erschwerten (durch Verschärfung der Repräsentativitätskriterien
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in Bezug auf den Deckungsgrad des Branchen-KV und auf die ab-
schließenden Verbände usf.) oder aufhoben;

Ÿ und/oder die organisatorischen Machtressourcen der Gewerkschaf-
ten und deren institutionelle Machtressourcen, welche erstere direkt
beeinflussten, schwächten (Hindernisse für den Zugang der Gewerk-
schaften zu den Betrieben, erhöhte Repräsentativitätsschwellen für
die Gründung von Gewerkschaften, Zulassung von nicht gewerk-
schaftlichen Interessenvertretungen in den Betrieben, Schwächung
des Gent-Systems u. a.).

Dort, wo eine Kombination mehrerer restriktiver Maßnahmen verhängt
wurde, konnte es zu einer kumulativen Abwärtsspirale kommen: Absinken
des Deckungsgrads deutlich unter 50%, Spaltung der branchenbezoge-
nen Arbeitsmärkte, verstärkter Lohnunterbietungswettbewerb, Flucht aus
Arbeitgeberverbänden und überbetrieblichen KV, weiter sinkender De-
ckungsgrad usw. Am stärksten ausgeprägt waren diese sich selbst ver-
stärkende unorganisierte Dezentralisierung der Verhandlungen und die
Dekollektivierung der Lohnsetzung in Rumänien und Griechenland, in bei-
den Fällen eine Folge der massiven lohnpolitischen Interventionen durch
den Staat. Gravierende kumulative Erosionsprozesse waren aber auch in
einigen anderen Transformationsländern zu beobachten.

In den betreffenden Fällen war der starke Rückgang der kollektivvertrag-
lichen Deckungsquote nicht die direkte Folge nachlassenden Arbeitgeber-
interesses bzw. von Arbeitgeberwiderstand gegen Kollektivverhandlun-
gen oder des sinkenden gewerkschaftlichen Organisationsgrads, sondern
das direkte und indirekte Resultat politischer Maßnahmen, welche die
staatliche Unterstützung für überbetriebliche KV reduzierten, beendeten
oder ganz gezielt die Dezentralisierung der KV oder die Dekollektivierung
der Arbeitsbeziehungen bezweckten.78

Mehr oder weniger drastische restriktive Eingriffe der nationalen Regie-
rungen in den KV-Systemen während der Großen Rezession leisteten
zwar den stärksten Beitrag zur Verminderung der kollektivvertraglichen
Deckungsquote, waren aber nicht der einzige wesentliche Einflussfaktor.
Auch die Schwäche der Arbeitgeberverbände und deren Ablehnung von
bzw. sinkende Unterstützung für überbetriebliche KV sind in diesem Zu-
sammenhang zu berücksichtigen, und dies schon seit Längerem.

In zahlreichen Wirtschaftsbereichen der meisten Transformationsländer
waren das Fehlen bzw. die Fragmentierung von Arbeitgeberverbänden,
deren Schwäche im Hinblick auf Ressourcen und Kompetenzen, die
Flucht von Unternehmen aus Arbeitgeberverbänden bzw. die geringe Nei-
gung neuer Unternehmen zum Beitritt, die fehlende Mandatierung für KV-
Verhandlungen auf Branchenebene und die ablehnende Haltung von Ar-
beitgeberverbänden gegenüber überbetrieblichen KV wichtige Gründe
für die starke Erosion bzw. überhaupt die Absenz von Branchen-KV.
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Auch in einigen Ländern des westlichen Europa war ein schleichender
Rückzug von Arbeitgeberverbänden aus Branchen-KV festzustellen, stär-
ker ausgeprägt v. a. in Deutschland.79 In der Mehrzahl der Länder des eu-
ropäischen Westens allerdings blieb der kollektivvertragliche Deckungs-
grad vergleichsweise hoch oder sehr hoch und stabil. Dort behaupteten
die Arbeitgeberverbände i. d. R. einen hohen Organisationsgrad und be-
hielten ihre positive Haltung gegenüber überbetrieblichen KV und gemein-
samer Regulierung der Arbeitsmärkte bei.

Das teilweise geänderte Arbeitgeberverhalten wird nur vor dem Hinter-
grund der systemischen, wirtschaftsstrukturellen, marktlichen und ideolo-
gischen Veränderungen (Europäisierung, Globalisierung, Finanzialisie-
rung, Shareholder-Value-Ideologie usw.), des langfristig sinkenden Orga-
nisationsgrades der Gewerkschaften und auch des lohnpolitischen Inter-
ventionismus der Troika und der nationalen Regierungen verständlich.

Aus den beschriebenen und analysierten Veränderungen der nationalen
KV-Systeme während der letzten zwei Jahrzehnte resultierte für die Ge-
samtheit der 24 Länder eine Tendenz zu verstärkter Divergenz der natio-
nalen Arbeitsbeziehungssysteme.80

In Bezug auf die dominante Verhandlungsebene, den kollektivvertragli-
chen Deckungsgrad, die Regulierungskapazität der KV und die Lohnkoor-
dinierung bestanden die 24 untersuchten Länder – 16 westeuropäische
Staaten (davon 14 aus dem Kreis der EU-15 und zwei Nicht-EU-Länder)
und 8 Transformationsländer – aus zwei Gruppen (Stand 2017):

Die erste Gruppe umfasste jene nationalen KV-Systeme,
Ÿ wo überbetriebliche KV, d. h. fast überall Branchen-KV, dominant (in

Bezug auf die Deckungsquote) waren;
Ÿ wo der kollektivvertragliche Deckungsgrad zumindest die 50%-Marke

übertraf (D, CH), hoch (>60%) oder sehr hoch (>80%) war;
Ÿ wo die Regulierungskapazität der KV-Systeme, welche aus Deckungs-

grad, inhaltlicher Breite der vertraglichen Regelungen, Überwachung
der Einhaltung der Normen durch betriebliche Interessenvertretungen
der ArbeitnehmerInnen und/oder staatliche Behörden sowie der Ein-
flussnahme der vereinbarten Regelungen auf die tatsächlichen Lohn-
und Arbeitsbedingungen resultierte, gut ausgeprägt war;81

Ÿ wo die gesamtwirtschaftliche Lohnentwicklung in relativ hohem Maße
koordiniert war (Ausnahmen P, F):82

alle Länder der mitteleuropäischen Sozialpartnerschaft und des nordeuro-
päischen Neokorporatismus, die Länder des mediterranen polarisierten
Pluralismus mit Ausnahme Griechenlands und – als einziges Transforma-
tionsland – Slowenien.

Die zweite Gruppe bestand aus jenen nationalen KV-Systemen,
Ÿ wo dezentralisierte Kollektivverhandlungen (auf der Betriebs- bzw.

Unternehmensebene) dominierten;
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Ÿ wo die kollektivvertragliche Deckungsquote in der Regel unter einem
Drittel lag (und nur im Falle Kroatiens die 40%-Marke überschritt);

Ÿ wo die Regulierungskapazität der KV vergleichsweise gering war und
Ÿ wo die Voraussetzungen für gesamtwirtschaftliche Lohnkoordination

fehlten:
alle Transformationsländer mit Ausnahme Sloweniens, Griechenland und
die beiden britischen Länder mit liberalem Arbeitsbeziehungsregime.

Die zweite Gruppe vergrößerte sich zwischen 2000 und 2017 um zwei
Länder: Griechenland und Rumänien hatten bis zur Großen Rezession
noch der ersten Gruppe angehört.

Während des Beobachtungszeitraums tat sich die Kluft zwischen beiden
Ländergruppen weiter auf, insbesondere was die dominante Verhand-
lungsebene, den Deckungsgrad und die Regulierungskapazität betrifft. Zu
einer entsprechenden Schlussfolgerung, und zwar in Bezug auf die Ge-
samtheit der OECD-Länder, gelangte auch Visser (2016, S. 30):

„The Great Recession has sharpened the divide between a smaller group
of countries with more cohesive and coordinated industrial relations and
wage bargaining institutions, and lower inequality levels, and a larger group
of countries where ‚markets make policies‘, wage bargaining institutions are
divisive and uncoordinated, and income inequality levels are higher.“

Von wesentlicher Bedeutung war, dass in vielen Ländern der zweiten
Gruppe überbetriebliche KV weiter und z. T. stark an Boden verloren oder
überhaupt verschwanden – mit entsprechenden Folgen für den Deckungs-
grad und die Regulierungskapazität.

Die empirische Untersuchung über die Veränderung des kollektivver-
traglichen Deckungsgrads und deren Bestimmungsfaktoren belegt den
starken Einfluss neoliberaler Arbeitspolitiken nationaler Regierungen und
der EU-Kommission bzw. der Troika auf die betreffenden nationalen KV-
Systeme, konkret in Richtung auf Dezentralisierung der KV-Verhandlun-
gen, abnehmende Deckungsquote und Regulierungskapazität und folg-
lich auf zunehmende Verfügungsmacht der Arbeitgeber über Lohnsetzung
und Regelung der Arbeitsbedingungen.83 Die Machtrelation zwischen Ge-
werkschaften und Arbeitgebern verschob sich infolgedessen in den letz-
ten zwanzig Jahren zugunsten Letzterer.

Hinzu kamen die Auswirkungen der Megatrends wie Europäisierung
(verstärkte Arbeitsteilung, insbesondere intraindustrieller Handel, inner-
halb der EU), Globalisierung, Finanzialisierung, Liberalisierung und Dere-
gulierung von Produktmärkten,84 Tertiärisierung und Schwächung bzw.
Verschwinden linker Parteien und Regierungen, der traditionellen Verbün-
deten der Gewerkschaften. Sie verstärkten das Machtgefälle zwischen Ar-
beitgebern und Gewerkschaften zusätzlich und erhöhten den Druck, KV-
Systeme in Richtung auf neoliberale Zielsetzungen umzugestalten.

Eine universelle neoliberale Transformation, deren Resultat eine institu-
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tionelle Konvergenz wäre, lässt sich allerdings nicht feststellen,85 jeden-
falls nicht im Hinblick auf die dominante Verhandlungsebene und den kol-
lektivvertraglichen Deckungsgrad.

Mehrere Gründe waren ausschlaggebend dafür, dass neoliberale Ar-
beitspolitiken in den untersuchten Ländern in verschiedener Weise und in
ganz unterschiedlichem Ausmaß zur Anwendung gelangten und dass
ähnliche Maßnahmen keineswegs überall ähnliche Folgen zeitigten:

Wo erstens seit Jahrzehnten etablierte neokorporatistische Systeme mit
fest verankerten Institutionen und Verhaltensweisen bestanden, welche
die Entwicklung der kollektiven Arbeitsbeziehungen wesentlich bestimm-
ten und somit für Pfadabhängigkeit sorgten, wo zweitens zumeist Akteurs-
konstellationen existierten, welche neoliberalen Arbeitspolitiken ableh-
nend gegenüberstanden und deren Auswirkungen beschränkten, also
Gegenkräfte vorhanden waren, und wo drittens während der Großen Re-
zession krisenkorporatistische Maßnahmen erfolgreich angewendet wur-
den, dort waren die Widerstandskapazitäten der nationalen KV-Systeme
gegenüber neoliberal ausgerichteten politischen Interventionen in der
Regel weit stärker ausgeprägt.

4.2 Politische Schlussfolgerungen

Politische Maßnahmen zur Trendumkehr in Bezug auf die kollektivver-
tragliche Deckungsquote müssen zum einen Anstrengungen der Interes-
senverbände von Arbeit und Kapital umfassen, auf Gewerkschaftsseite die
Stärkung der organisatorischen und gesellschaftlichen Machtressourcen,
insbesondere die Umkehr der fallenden Tendenz des Organisationsgrads,
auf Arbeitgeberseite v. a. in vielen Ländern die Einrichtung und Auswei-
tung von Verbänden mit höherem Zentralisierungsgrad, größerer Reich-
weite und Verhandlungsmandat für überbetriebliche Kollektivverhandlun-
gen, zum anderen nachhaltige politische Unterstützung der nationalen
Regierungen und der EU-Kommission für inklusive, also überbetriebliche
KV-Systeme mit hohem Deckungsgrad und hoher Regulierungskapazität.

Die zentrale politische Schlussfolgerung, die aus der empirischen Analy-
se der Veränderungen des kollektivvertraglichen Deckungsgrades und
der Ursachen in den untersuchten Ländern geradezu zwingend abgeleitet
werden muss, ist aber folgende:

Aufgrund der gegenwärtigen Schwäche der Gewerkschaften in mehre-
ren Ländern und in vielen Branchen zahlreicher Länder sowie der Tatsa-
che, dass die Bemühungen um Stärkung der organisatorischen und ge-
sellschaftlichen Machtressourcen der Gewerkschaften zeitaufwendig und
ressourcenintensiv sind, wird eine Anhebung der Deckungsquote und der
regulatorischen Kapazität der KV nicht ohne Unterstützung der nationalen
Regierungen und der EU-Kommission möglich sein.86
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In Bezug auf die europäische Ebene geht aus der empirischen Analyse
und der einschlägigen Fachliteratur klar hervor, dass EU-Kommission und
EZB in den 2000er-Jahren, während der Großen Rezession und auch
noch danach für einen neoliberalen Umbau der nationalen KV-Systeme
eintraten, insbesondere für die Dezentralisierung der Verhandlungen auf
die Unternehmensebene, die Abschaffung von AVE und die Reduktion der
Regulierungsbreite der KV.

In den letzten Jahren mehrten sich allerdings die Zeichen für ein Umden-
ken und einen politischen Kurswechsel nicht nur der OECD (2017, 2018,
2019ab), sondern auch der EU: Einer der Grundsätze der 2017 beschlos-
senen Europäischen Säule Sozialer Rechte ist die explizite Verpflichtung,
die Sozialpartner zum Abschluss von KV zu ermutigen.87 Die EU-Kommis-
sion (2018) betonte die Bedeutung gut organisierter Gewerkschaften und
überbetrieblicher KV für eine dynamischere Lohnentwicklung.

Wenn es der EU-Kommission tatsächlich ernst ist mit der Stärkung der
KV-Institutionen, dann sollte sich das in den länderspezifischen Empfeh-
lungen im Rahmen des alljährlichen Europäisches-Semester-Prozesses
niederschlagen.

Und selbstverständlich sollten die politischen Maßnahmen auf nationa-
ler Ebene mit jenen der europäischen Ebene abgestimmt werden: „(T)he
reversal of the decline of collective bargaining requires a multi-level appro-
ach, including measures at local, national and European level.“88

Maßnahmen in den einzelnen Ländern, welche die Reichweite und die
Inklusivität der nationalen KV-Systeme erhöhen und insbesondere über-
betriebliche KV fördern, müssen zum einen unterstützende Schritte der
nationalen Regierungen und zum anderen jeweils gemeinsame Strategien
der Sozialpartner mit dem Ziel der Errichtung bzw. Stärkung und Stabili-
sierung überbetrieblicher KV-Systeme umfassen:89

Aus der empirischen Analyse ergeben sich die erforderlichen und we-
sentlichen politischen Maßnahmen zugunsten von Branchen-KV und
deren Stabilität, Reichweite sowie Inklusivität:
Ÿ Aufrechterhaltung bzw. Wiedereinführung des Günstigkeitsprinzips;
Ÿ gesetzliche Verankerung der Außenseiterwirkung von KV und der

Möglichkeit der AVE von überbetrieblichen KV;
Ÿ Senkung der Schwellen für die Anwendung von AVE: angemessenes

Herabsetzen der Repräsentativitätskriterien bezüglich des Deckungs-
grades des zugrunde liegenden Branchenkollektivvertrags und be-
züglich der Vertragspartner;

Ÿ Einführung von Kriterien öffentlichen Interesses in Bezug auf die
Anwendung von AVE (z. B. Anteil atypischer Beschäftigter, Anteil der
Beschäftigten in KMU);

Ÿ Sicherstellung der Anwendung kollektivvertraglicher Normen auf ent-
sandte Arbeitskräfte;
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Ÿ Stärkung der gewerkschaftlichen Organisations- (Gewährleistung des
Zugangs zu den Betrieben) und Verhandlungsrechte (angemessenes
Herabsetzen von Repräsentativitätskriterien als Voraussetzungen für
den Abschluss von KV), wo bisher Hindernisse oder hohe Schwellen
bestanden.

Gerade im Kontext der gegenwärtigen Krise ist die Funktion von Lohn-
KV und existenzsichernden und armutsfesten gesetzlichen Mindestlöh-
nen90 als automatische Stabilisatoren von immenser Bedeutung, denn
empirische Studien belegen nachdrücklich, dass BezieherInnen niedriger
bzw. unterdurchschnittlicher Löhne besonders stark von der Krise betrof-
fen sind.91 Und die wirtschaftliche Erholung erfordert nicht nur umfangrei-
che öffentliche und private Investitionen, sondern auch die Stabilisierung
und Stärkung der privaten Konsumnachfrage.
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Zusammenfassung

Thema des Artikels sind die Niveaus, Veränderungen und Einflussfaktoren des kollektiv-
vertraglichen Deckungsgrads in 24 europäischen Ländern zwischen 2000 und 2017. Aus-
schlaggebend für das Niveau des Deckungsgrads war in erster Linie die Verhandlungs-
ebene. Die Auswertung zeigt, dass 2017 ein Deckungsgrad von über 50% auf zweierlei
Weise erreicht werden konnte:
Ÿdurch überbetriebliche Kollektivverträge in Verbindung mit Erga-omnes-Regelungen

und Allgemeinverbindlicherklärungen;
Ÿdurch überbetriebliche Kollektivverträge in Verbindung mit einem hohen Organisa-

tionsgrad der Gewerkschaften, wie in Dänemark und Schweden. Letzterer beruhte
auch auf staatlicher Organisationshilfe, nämlich dem Gent-System.

Während der Großen Rezession richteten sich in einigen der von der Krise besonders
betroffenen und deshalb von der Troika finanziell unterstützten Ländern neoliberale
Arbeitspolitiken insbesondere gegen überbetriebliche KV und Extensionen. In diesen Län-
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dern (GR, RO, P, IRL) sank der kollektivvertragliche Deckungsgrad stark oder sogar
dramatisch. Sehr ausgeprägt war die Erosion des Deckungsgrads auch in den beiden
Transformationsländern Slowakei und Bulgarien, wo Branchen-KV weiter an Boden verlo-
ren.

Da die organisatorischen Machtressourcen der Gewerkschaften schwächer wurden und
insbesondere die sinkende Tendenz des Organisationsgrads anhielt, nahm die Bedeutung
staatlicher Unterstützungen zugunsten der überbetrieblichen KV für das Erreichen eines
hohen kollektivvertraglichen Deckungsgrades zu.

In Bezug auf die dominante Verhandlungsebene, den kollektivvertraglichen Deckungs-
grad, die Regulierungskapazität der KV und die Lohnkoordinierung wird eine Tendenz zu
verstärkter Divergenz der nationalen Arbeitsbeziehungssysteme deutlich. Den nord-, mit-
tel- und südeuropäischen Ländern sowie Slowenien mit dominanten überbetrieblichen KV,
überwiegend hohem oder sehr hohem Deckungsgrad, gut ausgeprägter Regulierungska-
pazität des KV-Systems und gesamtwirtschaftlicher Lohnkoordinierung standen die Trans-
formationsländer (außer SLO), Großbritannien, Irland und Griechenland mit dezentralisier-
ten Kollektivverhandlungen und einer Deckungsquote i. d. R. unter einem Drittel sowie
geringer Regulierungskapazität gegenüber.

Abstract

This paper explores the level, change and influencing factors of bargaining coverage in
24 European countries between 2000 and 2017. The level of bargaining was the single-
most important predictor of bargaining coverage. In all countries dominated by multi-
employer bargaining the coverage exceeded 50% in 2017. In these countries multi-
employer bargaining was supported and stabilized either by legal extension mechanisms
and erga omnes practices or by the extraordinary organisational strength of trade unions
fostered by government support (Ghent system). Under enterprise bargaining coverage in
most cases remained below 33%.

During the Great Recession in countries severest affected by the crisis and therefore
requiring financial support by the Troika, where neoliberal labour policies directly attacked
institutional pillars of high bargaining coverage (multi-employer bargaining, extensions),
the decline of bargaining coverage was most pronounced.

Divergence between countries with multi-employer bargaining and those with enterprise
bargaining has increased in terms of bargaining coverage, regulatory capacity of collective
agreements and wage bargaining coordination.

Schlüsselbegriffe: Arbeitsbeziehungen, Kollektivverträge, kollektivvertraglicher De-
ckungsgrad, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, Organisationsgrad, Verhandlungs-
ebene, Allgemeinverbindlicherklärungen.

Key words: industrial relations, collective bargaining, collective bargaining coverage,
trade unions, employer associations, degree of organisation, bargaining level, extension.
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